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Einleitung. 


Das  Sparkassenwesen  Preußens  unterscheidet 
sich  von  dem  des  Auslandes  durch  seine  Organisations- 
form und  seinen  Aufgab enkr eis.  Während  im  Aus- 
lande eine  meist  staatlich  zentralisierte  (Post)-Spar- 
kasse  zur  Annahme  von  nur  reinen  Spareinlagen 
dient,  pflegen  in  Preußen  ortlich,  meist  von  Ge- 
meinden oder  Kreisen  gegründete  Kassen  neben 
Spareinlagen  auch  mehr  oder  weniger  Einlagen 
anderer  Art  entgegenzunehmen.  Eine  Folge  dieser 
lokalen  Organisationsform  ist  eine  große  Verschieden- 
heit unter  den  einzelnen  Kassen,  zwischen  Osten 
und  Westen,  ländlichen  und  städtischen  Sparkassen, 
und  den  einzelnen  städtischen.  Wegen  der  großen 
Verschiedenheit  der  einzelnen  Kassen  hat  sich  die 
Gesetzgebung  auf  Grundvorschriften  engster  Art  be- 
schränken müssen.  Sie  hat,  zumal  im  Unterschied 
von  den  auswärtigen  Verhältnissen  nur  das  Moment 
der  Sicherheit  [im  Sparkassenwesen]  ins  Auge  ge- 
faßt; dagegen  den  Gesichtspunkt  der  Liquidität  außer 
Betracht  gelassen.  Jede  Kasse  entscheidet  über  die 
von  ihr  verwalteten  Kapitalien  nach  freiem  Ermessen. 
Dadurch  ist  die  Gefahr  gegeben,  daß  sich  die  Kassen 
von  privatwirtschaftlichen  Vorteilen  lenken  lassen 
und  daß  dadurch  allgemeine  volkswirtschaftliche  Be- 
dürfnisse in  den  Hintergrund  treten.  Eine  Unter- 
suchung über  die  Zahlungsbereitschaft  der  Sparkassen 
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muß  aber  dieses  Moment  nicht  nur  mit  berücksichtigen, 
sondern  sogar  in  den  Vordergrund  stellen. 

Unter  Zahlungsbereitschaft  verstehen  wir  die 
Möglichkeit,  Forderungen  sogleich  nachzukommen. 
Die  Größe  der  an  eine  Kasse  herantretenden  Forde- 
rungen wird  praktisch  durch  die  Gewohnheit  fest- 
gestellt. Die  Gewohnheit  baut  auf  der  Vergangen- 
heit. Es  können  sich  aber  die  Tatsachen  und  die 
Einflüsse,  die  den  nötigen  Zahlungsbereitschaftsgrad 
bestimmen,  ändern,  ohne  daß  der  auf  der  Gewohn- 
heit aufgebaute  tatsächliche  Zahlungsbereitschafts- 
grad sich  verschoben  hat.  Dies  bedeutet  eine  be- 
sondere Gefahr  für  den  Krisenfall,  für  den  Ansturm 
von  Rückforderungen.  Besonders  leicht  wird  diese 
Gefahr  tibersehen,  wenn  eine  lange  Reihe  guter 
Entwicklungsjahre,  wie  sie  das  preußische  Spar- 
kassenwesen aufzuweisen  hat,  sich  folgen,  und  wenn 
die  Sparkassenverwaltungen  infolge  ihrer  btirokra- 
tischen  Leitung  und  der  Kleinheit  der  einzelnen 
Kassen  der  Entwicklung  nicht  aufmerksam  gefolgt 
sind  oder  nicht  folgen  konnten.  Um  nun  für  die 
preußischen  Sparkassen  zu  untersuchen,  ob  ihre 
tatsächliche  Zahlungsbereitschaft  mit  der  eigentlich 
notwendigen  übereinstimmt,  d.  h.  ob  die  Liquidität 
wie  sie  „ist",  der  wie  sie  sein  „soll"  entspricht, 
haben  wir  zunächst  die  verschiedenen  Tatsachen  und 
Einfltisse  zu  untersuchen,  die  auf  die  Zahlungsbereit- 
schaft einen  Einfluß  haben  können.  Nach  dem  auch 
ftir  Sparkassen  geltenden  Bankgrundsatz,  daß  die 
Aktivgeschäfte  sich  nach  den  Passivgeschäften  richten 
sollen,  suchen  wir  zunächst  ihre  Passivgeschäfte, 
d.  h.  die  Art  der  Einlagen,  die  Entwicklungstendenz 
und  den  Grad  der  für  diese  nötigen  Zahlungsbereit- 
schaft festzustellen.  Dann  haben  wir  die  tatsächliche 
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Zahlungsbereitsohaft  in  ihrer  Entwicklung  darzulegen 
und  zu  prüfen,  ob  und  inwieweit  diese  mit  dem  im 
Kapitel  I  festgesetzten  notwendigen  Zahlungsbereit- 
scliaftsgrad  übereinstimmt.  Die  Probe  auf  die  Frage, 
ob  die  „Soll"liquidität  mit  der  „Isf'liquidität  über- 
einstimmt, geschieht  in  Krisenzeiten.  Bevor  wir  des- 
halb eine  Folgerung  aus  den  beiden  ersten  Kapiteln 
ziehen,  haben  wir  zu  untersuchen,  ob  Einflüsse  vor- 
handen sind,  die  in  Krisenzeiten  auf  den  Grad  der 
nötigen  Zahlungsbereitschaft  wirken  können  (Kapitel 
III).  Im  letzten  Kapitel  sind  dann  etwaige  Keform- 
vorschlage  zu  besprechen,  auch  hier  wieder  unter 
besonderer  Berücksichtigung  des  Standpunktes  der 
Allgemeinheit. 


Kapitel  I. 

Die  Art  der  Sparkasseneinlagen  und  der  Grad  der 
für  diese  nötigen  Zahlungsbereitschaft. 

§  1. 
Spareinlagen. 

Zur  Annahme  von  Spareinlagen  sind  die  Spar- 
kassen ursprünglich  gegründet  worden.  Man  kann 
3  verschiedene  Arten  von  Spareinlagen  unterscheiden. 
Die  zunächst  zu  erwähnenden  Notgroscheneinlagen 
rühren  von  Einlegern  her,  die  sparen  müssen,  um 
die  zeitliche  Verschiedenheit,  die  zwischen  ihrer  Ein- 
nahme- und  Ausgabe  Wirtschaft  besteht,  auszugleichen. 
Es  sind  dies  Angehörige  von  Berufen,  die  nur  einen 
Teil  des  Jahres  ihrem  Haupterwerbe  nachgehen 
können  und  während  dieser  Zeit  umsomehr  für  die 
arbeitslosen  Monate  verdienen  müssen  i).  Die  Statuten 
vieler  der  ältesten  Sparkassen  wenden  sich  gerade 
an  diese  Bevölkerungsklassen.  Anfänglich  bildete 
diese  Art  von  Einlagen  den  Hauptbestandteil  der 
Spareinlagen,  und  es  ist  deshalb  erklärlich,  daß  die 
Zahl  der  Sparkassenbücher  im  Betrage  von  100  Talern 

^)  Die  Arbeitszeit  wird  filr  viele  Berufe  noch  mehr  ein- 
geengt  durch  die  Schinälerung  eines  etwaigen  IN'ebenerwerbs, 
den  die  fortschreitende  Technik  und  die  sich  immer  Aveiter 
ausbildende  Arbeitsteilung  bedingt.  Vgl.  Ztschr.  d.  Kgl 
preuß,  Statist.  Büros  (fortan  als  Zeitschrift  angeführt)  1876 
S.  339, 
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um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  so  starken 
und  beständigen  Schwankungen  unterlag  i).  Die  zweite 
Art  von  Spareinlagen  rührt  von  reinen,  wirklichen 
Sparern  her.  Ihre  Einlagen  stellen  sich  als  meistens 
periodisch  wiederkehrende  Einzahlungen  von  Er- 
sparnissen dar,  die  aus  dem  Überschuß  des  Ein- 
kommens über  den  Verbrauch  gewonnen  werden  und 
dabei  nicht  so  hoch  sind,  daß  sie  schon  als  Ver- 
mögensteile bezeichnet  werden  können.  Sie  dienen 
dem  Zwecke  der  Vermögensbildung  und  sollen  auf 
eine  anlagefähige  Höhe  gebracht  werden  2).  Bei  den 
Notgroschen-Einlagen  erfolgt  die  Aufnahme  aus 
sozialen  Gründen,  um  direkten  Notstand  zu  ver- 
hindern. Bei  diesen  systematischen  Spareinlagen 
steht  mehr  ein  moralischer  Zweck  im  Vordergrunde, 
die  Betonung  des  Sparens  an  sich.  Die  dritte  Ein- 
lageart, die  wir  zu  den  Spareinlagen  rechnen  müssen, 
rührt  von  vorübergehenden  Sparern  her,  die  ihre 
Einzahlung  bald  wieder  abheben  und  konsumieren 
wollen.  Hierhin  gehören  die  Einlagen  für  Weih- 
nachtseinkäufe, für  Karneval-  und  Stammtischzweoke, 
ferner  die  große  Zahl  von  Einlagen,  die  zu  keinem 
bestimmten  Zwecke  gemacht  werden.  Diese  letzteren 
rühren  vielfach  von  Einlegern  her,  die  wohl  imstande 
sind  systematisch  zu  sparen,  die  auch  eine  oder 
mehrere  Einzahlungen  zu  diesem  Zwecke  macMen, 
dann  aber  wieder  davon  abkommen. 

Die  Notgroscheneinlagen  und  die  vorübergehenden 
Spareinlagen  kommen  selten  über  einen  kleinen  oder 

^)  C.  Schmidt  u.  W.  Braemer.  Das  Sparkassenwesen  in 
Deutschland,  Berlin  1864,  S.  322. 

2)  „Sparkassen  dienen  der  Förderung  der  Kapitalbildung 
im  einzelnen  Haushalt,  indem  sie  Gelegenheit  geben  zur 
Hinterlegung  kleiner  Geldbeträge"  Philippovich,  Grundriß 
der  politischen  Ökonomie  I.    S.  263. 
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mittleren  Einlagebetrag  heraus,  während  von  den 
systematischen  Sparern  auch  Einlagen  in  den  höheren 
Kontenklassen  zu  finden  sind^).  In  der  Zeitschr.  des 
Kgl.  preuß.  statistischen  Landesamts  1906^)  wird  für 
das  Jahr  1904  die  Größe  der  Einlagen  nach  Konten- 
klassen geschätzt.  Diese  Untersuchung  kommt  zu 
dem  Ergebnis,  daß  auf  die  mehr  als  aller  Bücher 
ausmachenden  Einlagen  bis  zu  600  Mark  ein  Einlage- 
bestand von  nicht  viel  mehr  als  1  Milliarde  entfällt. 
Diese  Schätzung  erscheint  noch  zu  hoch,  weil  als 
Durchschnittsbetrag  immer  das  arithmetische  Mittel 
der  betreffenden  Kontenklassen  genommen  wurde, 
während  die  Bücher  mit  steigender  Einlagehöhe  tat- 
sächlich immer  seltener  werden,  sodaß  die  Mehrheit 
der  Bücher  jeder  Klasse  den  Mittelsatz  nicht  erreicht. 
Zu  diesen  Klassen  gehören  die  Notgroschen-  und  die 
vorübergehenden  Spareinlagen,  aber  auch  der  Teil 
der  Einlagen  der  systematischen  Sparer,  die  in  ihrer 
Spartätigkeit  noch  nicht  weiter  fortgeschritten  sind. 
Die  Einlagen  der  reinen  systematischen  Sparer  können 
wir  bis  zur  Höchsteinlage  von  3000  Mark  annehmen. 
Hierunter  fallen  allerdings  auch  Beträge  der  noch 
später  zu  besprechenden  Einlagearten.  In  den  Klassen 
von  600 — 3000  Mark  wird  die  Schätzung  schwieriger. 
Es  vollzieht  sich  hier  allmählich  die  Scheidung  von 
Unbemittelten  und  Bemittelten.  Nehmen  wir  hier 
bei  der  Schätzung  aus  dem  schon  angeführten  Grunde 
nicht  den  Mittelsatz  von  1800,  sondern  von  1000  bis 


^)  Von  ihnen  spricht  Regierungsrat  Evert,  Avenn  er 
nachzuweisen  sucht  „wie  willkürlich  und  haltlos  die  Behaup- 
tung ist,  daß  im  allgemeinen  nur  die  Bücher  der  untersten 
Kontenklassen  mit  Einlagen  bis  zu  60  oder  150  Mark  sich  im 
Besitze  von  kleinen  Leuten  befinden.''  Zeitschr.  1890.  S.  12. 

2)  Zeitschr.  S.  122  ff. 
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1500  Mark  als  Durchschnitt  für  jedes  Buch  an,  so 
ergeben  sich  für  die  2V2  Millionen  Bücher  dieser 
Klasse  2  V2  bis  3  ^/^  Milliarde  Mark.  Diese  stammen 
zum  Teil  aus  den  zahlreicheren,  aber  auf  geringere 
Beträge  lautenden  Bücher  der  Unbemittelten,  zum 
Teil  aus  den  weniger  zahlreichen,  aber  höhere  Be- 
träge umfassenderen  der  bemittelten  Klassen;  zum 
Teil  sind  es  noch  unten  zu  besprechende  Kassen- 
vorräte. Für  die  V2  Million  Bücher  mit  mehr  als 
3000  Mark,  die  wohl  überwiegend  den  bemittelten 
Klassen  oder  juristischen  Personen  angehören,  ver- 
bleiben dann  noch  etwa  3 — Milliarde  Mark  Ein- 
lagebestand. Sehen  wir  uns  die  historische  Ent- 
wicklung der  einzelnen  Kontenklassen  an,  so  be- 
merken wir,  daß  die  kleinsten  Konten  und  die 
mittleren  ihren  Anteil  prozentual  vermindert,  die 
größeren  dagegen  vermehrt  haben. 


Von  100  umlaufenden  Sparkassenbüchern  hatten 
z.  B.  Einlagen: 


Jahr 

bis  60  M. 

60— 150  M. 

über 

300—600 

über 

150—300 

600 

1849 

34,69 

27,49 

21,88 

11,15 

4,79 

1875 

24,01 

20,28 

18,03 

17,59 

20,10 

1886 

28,03 

17  70 

15,76 

15,62 

21,80 

1891 

29,35 

16,42 

14.39 

15,54 

24,30 

1906 

27,65 

14,19 

12,70 

14,75 

30,72 

Vorübergehende  Einlagen  erfordern  im  allge- 
meinen einen  höheren  Grad  von  Liquidität  als  reine 
Spareinlagen.  Also,  je  mehr  reine  systematische 
Sparer  die  Kassen  aufweisen,  um  so  geringer  kann 
ihr  Zahlungsbereitschaftsgrad  sein. 

Die  Zahl  der  systematischen  Sparer  scheint  aber 
nur  gering  zu  sein;  das  beweist  einmal  die  Kurz- 
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lebigkeit  vieler  Bücher  und  anderseits  die  große 
Zahl  der  ruhenden  Konten.  Bei  der  städtischen 
Sparkasse  zu  Mainz  erlebten  z.  B.  13  7o  der  Bücher 
nicht  das  Ende  des  ersten  Jahres.  Am  Schlüsse  des 
nächsten,  auf  die  Ausstellung  des  Sparkassenbuches 
folgenden  Jahres  ist  bereits  ein  Drittel  verschwunden. 
Das  siebente  Jahr  erleben  nur  33  7q  aller  Bücher. 
Ein  ebenso  ungünstiges  Ergebnis  teilt  die  Sparkasse 
der  Stadt  Frankfurt  mit  2). 

Dauer  des  Kontos  in  Jahren.   Zahl  der  Sparer. 


Annähernd  die  Hälfte  der  untersuchten  Konten 
ist  also  noch  kein  Jahr  bei  der  Sparkasse,  und  nur 
4,8^0  befinden  sich  seit  mehr  als  fünf  Jahren  bei 
ihr.  Die  folgende  —  ebenfalls  von  Frankfurt  ent- 
nommene —  Statistik  zeigt  die  große  Zahl  von  Sparern, 
die  teilweise  mit  größeren  Einlagen  begannen,  ihr 
Geld  aber  wieder  zurückzogen  und  ihr  Konto  ruhen 
lassen. 

Anfangs  Bestand  M.  60—100  100—200  200—300  300—400  400—500  500—1000  1000—5000 
Zahl  der  Konten         788         705  347  192  178         349  196 

Darunter  Jetzt- 
bestand 0—5  Mark    362         320  137  77  67         127  63 

Wenn  diese  Zahlen  auch  nur  für  einzelne  Spar- 
kassen gelten,  so  scheint  ihr  Ergebnis  doch  auch  für 

^)  Bericht  der  städtischen  Sparkasse  zu  Mainz  1908. 

2)  Beiträge  zu  einer  Individualstatistik  der  Sparer. 
Frankfurt  1908  und  Weitere  Beiträge  zu  eines  IndiA^idual- 
Statistik  der  Sparer.    Frankfurt  1906. 


bis  1  Jahr 
über  1  Jahr  bis  2  Jahre 


6345 
3205 
1709 
1046 
631 
677 
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ganz  Preußen  zuzutreffen.  Es  wurden  z.  B.  in  ganz 
Preußen  im  Jahre  1903  8  Millionen  Posten  Ein- 
zahlungen geleistet;  also  auf  jedes  Buch  eine  einzige 
im  ganzen  Jahre!  Auch  die  große  Zahl  der  jährlich 
zurückgezogenen  Bücher  im  Verhältnis  zu  den  neu 
ausgegebenen  —  1907  wurden  1,2  Millionen  zurück- 
genommen und  1,59  Millionen  neu  ausgegeben  — 
scheint  die  obige  Schlußfolgerung  zu  bestätigen. 
Eine  Aufgabe  der  Sparkassen  ist  es,  die  vorüber- 
gehenden Sparer,  die  wohl  systematisch  sparen 
können,  aber  ihr  Konto  ruhen  lassen,  zu  reinen 
Sparern  zu  erziehen.  Mehrere  große  Sparkassen 
sind  mit  gutem  Beispiel  vorangegangen.  Die  erste 
Arbeit  ist  kostspielig  und  kaum  finanziell,  nur  sozial 
lohnend.  Daß  die  Sparkassen  noch  viele  unsyste- 
matische Sparer  zu  reinen  Sparern  erziehen,  d.  h. 
ruhende  Konten  in  lebende  umwandeln  können, 
scheint  sicher.  Barthelme  hält  die  größere  Hälfte 
der  Bevölkerung  Preußens  für  sparfähig;  spartätig 
aber  ist  sie  nach  ihm  nur  etwas  über  ein  Drittel. 

§  2. 
Kapitaleinlagen. 

Die  Kapitaleinlagen  setzen  sich  zusammen  aus 
den  dauernden  Einlagen,  die  eine  verzinsliche  An- 
legung eines  Vermögensteiles  darstellen  und  die  den 
Sparkassen  seit  ihrem  Beginne  zuflössen,  und  den 
Kapitaleinlagen  zur  vorübergehenden  Anlage.  Dieses 
sind  Gelder,  die  z.  B.  aus  Umsätzen  in  Effekten, 
Hypotheken,  Grundstücken  frei  werden  und  nach 
kurzer  Frist  anderswo  endgültig  angelegt  werden 

1)  Das  deutsche,  insbesondere  das  preußische  Sparkassen- 
wesen.    Berlin  1908.    S.  44. 
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sollen.  Auch  gehören  hierhin  die  Betriebsüberschüsse, 
die  später  teilweise  zur  Konsumtion,  teilweise  zur 
dauernden  Anlage  verwandt  werden  sollen,  und 
ferner  die  Betriebskapitalien,  die  zur  Zeit  der  De- 
pression aus  dem  Betriebe  gezogen  werden,  um  in 
besseren  Zeiten  wieder  verwendet  zu  werden  i). 

Bezeichnen  wir  die  Einlagen  von  über  3000  M. 
als  Kapitaleinlagen,  so  machen  diese  1908  über  45% 
des  gesamten  Einlagebestandes  aus^). 

Ende  1875  waren  Sparkassenbücher  im  Umlauf  mit 
mehr  als  600  Mark. 

Provinz  Zahl  der  Bücher    i.  D.  Einlage- 


betrag  Mark: 

Preußen  rd. 

9000 

1199 

Posen 

2700 

1258 

Schlesien 

37700 

1033 

Schleswig-Holstein 

54000 

2055 

Westfalen 

89900 

2582 

Eheinland 

56900 

18633). 

Diese  Zahlen  zeigen  deutlich  die  große  Ver- 
schiedenheit der  Sparkassen  in  den  einzelnen  Pro- 
vinzen. Der  hohe  Durchschnittsbetrag  der  Einlage 
und  die  große  Zahl  der  Bücher  über  600  Mark  in 
den   Provinzen  Schleswig-Holstein,   Westfalen  und 

^)  Dif)  der  Sparkasse  als  öffentlicher  Körperschaft  zu- 
fließenden Gelder,  also  vor  allem  Mündelgelder,  lassen  sich 
in  ihrer  Höhe  nicht  feststellen.  Sie  scheiden  aus  der  Be- 
Iraclil II  11«'  deshalb  hier  aus. 

')  Evert,  Zeitschrift  1906  S.  122  schreibt:  „Nicht  der 
größte  Teil  der  Bücher,  wohl  aber  die  Hauptmasse  der  Ein- 
lagen befindet  sich  offenbar  im  Besitze  von  Einlegern,  die 
nicht  mehr  zu  den  Unbemittelten  gehören.'* 
Zeitschr.  1876.    S.  344. 
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Rheinprovinz  zeigen,  daß  schon  1875  viele  Kassen  zu 
Anstalten  geworden  sind,  die  kaum  noch  als  „Spar''- 
kassen  bezeichnet  werden  können.  In  den  Regie- 
rungsbezirken Minden  und  Arnsberg  befanden  sich 
Kassen,  die  auf  ein  Buch  mehr  als  200000  Mark 
angenommen  hatten,^).  Dieselbe  Verschiedenheit 
finden  wir  1907  bei  den  öffentlichen  Sparkassen. 


Höchstbetrag  der  Einlagen  bei  den  öffentlichen 
Sparkassen  19072). 


Also  auch  hier  ist  wieder  eine  scharfe  Scheidung 
zwischen  Östlichen  und  westlichen  Kassen  festzu- 
stellen. —  Was  stellen  nun  diese  große  Einlagen 
dar?  Sind  es  hauptsächlich  dauernde  Kapitaleinla- 
gen oder  sind  es  nur  zur  vorübergehender  Anlage 
zugeflossenen  Gelder?  Eine  absolute  zahlenmäßige 
Scheidung  zwischen  diesen  beiden  Arten  festzustellen 
ist  ausgeschlossen.  Wohl  läßt  sich  eine  Entwicklungs- 
tendenz wahrnehmen.  Die  reinen  dauernden  Kapi- 
taleinlagen fließen  den  Sparkassen  in  Konkurrenz  mit 


Provinz 


Gesamtzahl 
der  öffentl. 
Sparkasssen 


Zahl  der  Sparkassen,  die 
einen  regelmäßig:.  Höchst- 
betrag von  über'^lOOOO  M, 
oder  von  nnbeschränkter 
Höhe  annehmen. 


Ostpreußen 
Westpreußen 
Brandenburg 
Posen 

Schleswig-Holstein 

Westfalen 

Rheinprovinz 


58 
45 
III 
88 
126 
202 
208 


14 
9 
9 
15 
79 
III 
151 


1)  Zeitschr.  1876.    S.  344. 

2)  Zeitschr.  1909.    S.  205. 
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Bankeinlagen  und  dem  Ankauf  von  sicheren  Wert- 
papieren zu.  Gewinn  und  Bequemlichkeitsrücksioh- 
ten  bestimmen  die  eine  oder  andere  Art  der  Anlage. 
Der  Zinsfuß  der  Sparkasse  ist  im  Vergleich  zum  Bank- 
und  Wertpapierzinsfuß  hoch.  Es  weisen  die  Spar- 
kassen, die  den  höchsten  Zins  gewähren,  auch  die 
höchsten  Einlagen  auf.  Die  folgende  Tabelle^)  gibt 
für  das  Jahr  190Ö  eine  Statistik  wieder,  die  eine 
Übersicht  über  den  gewährten  Zins  ermöglicht. 


Provinz  Sparkassen  mit  Zinsfuß  von: 

4»/o  3% 

Ostpreußen  —  3 

Westpreußen  —  2 

Pommmern  2  4 

Brandenburg  —  24 

Posen  3  — 

Schlesien  —  46 

Sachsen  —  15 

Schleswig-Holstein  13  — 

Hannover  6  — 

Westfalen  73  — 

Hessen-Nassau  4  — 

Eheinprovinz  21  — 

Es  zeigt  sich  hier,  daß  namentlich  die  westel- 
bischen  Sparkassen  und  darunter  besonders  Rhein- 
land und  Westfalen  hohe  Zinsen  gewähren.  Die 
folgende  Statistik  zeigt  uns,  daß  gerade  die  Provinzen, 
die  einen  hohen  Zins  gewähren,  auch  einen  hohen 
und  schnell  wachsenden  Einlagebestand  aufweisen^). 


^)  Reuse h,  Der  Zinsfuß  der  Spareinlagen  im  Jahre 
1908.    Die  Sparkassen  1909  S.  286  ff.  und  S.  237  ff. 
2)  Zeitschrift  1910  S.  283. 
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Provinz 

Ostpreußen 
Westpreußen 
Brandenburg 
Pommern 
Posen 
Schlesien 
Sachsen 

Schleswig-Holstein 
Hannover 
Westfalen 
Hessen-Nassau 
Eheinprovinz 

Auf  Rheinland  und  Westfalen  entfallen  also 
1908  35,  15  ^'  mehr  als  ein  Drittel  des  ge- 
samten Einlagebestandes.  Trotz  dieser  großen  Be- 
deutung, den  die  Sparkassen  als  Anlagestellen  von 
Kapital  genossen  haben  und  noch  genießen,  ist  ihnen 
eine  scharfe  Konkurrenz,  besonders  was  dauernde 
Kapitalanlage  angeht,  erwachsen.  Je  mehr  die  Kapital- 
besitzer durch  intensiveren  Geschäftsverkehr  mit 
Banken  verbunden  sind,  so  mehr  werden  sie 
auch  ihre  Kapitalien  durch  Banken  verwalten 
lassen  oder  nach  ihrem  Vorschlage  anlegen.  Und 
auch  auf  dem  Wertpapiermarkt  vollzieht  sich 
eine  große  Änderung,  insbesondere  was  Staats- 
papiere angeht.  Hatten  diese  in  Deutschland 
ursprünglich  keine  oder  kaum  eine  Vorzugsstellung 
vor  anderen  mündelsicheren  Wertpapieren,  so  suchen 
Staat  und  Boich  jetzt  systematisch  eine  solche  her. 
zustellen,  was  ihnen  auch  teilweise  schon  gelungen 
ist.  Entgegen  der  landläufigen  Annahme  steht  es  fest, 


Anteil  V.  je  100     j^.^  Stolgerung 
Mark d. gesamten       ^^^^  100  auf- 
Einlagebestandes 


1908 

1907 

1908 

\  c\c\n 

1907 

1,71 

1,79 

100,75 

1  A1  CtA 

101,59 

1,99 

1,94 

1  AT  OO 

107,88 

1  AA  C  A 

100,54 

9,07 

9,16 

1  AO  C\ 

10o,9 

1  A/l  AA 

104,09 

4,83 

\  c\r\ 

4,90 

1  AQ  ütO 

10o,53 

1  AQ  r»o 
10o,oo 

2,05 

2,0o 

1  ACT 

105,7/ 

1  A/l  OA 

O  A  A 

ö,44 

8,57 

1  A^  Q/:t 

1  A  1  CA 

104,b4 

9,37 

9,62 

102,19 

101,84 

6,77 

6,82 

103,60 

102,08 

11,90 

12,11 

103,92 

103,48 

16,28 

16,00 

106,75 

105,64 

4,98 

4,90 

106,65 

103,75 

18,87 

18,33 

108,13 

105,53 
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daß  das  deutsche  Kapitalanlegende  Publikum  für 
die  Aufnahme  von  heimischen  Staats-  und  Reichs- 
papieren eine  außerordentliche  Kauflust  und  Kauf- 
kraft in  steigendem  Maße  betätigt  hat,  und  zwar  ist 
es  hierin  in  neuerer  Zeit  dem  englischen  kaufenden 
Publikum  zweifellos  überlegen  gewesen^).  Man  sucht 
dadurch  Käufer  anzulocken,  daß  man  sie  von  Stempel- 
gebüliren  usw.  absieht  und  die  Einschreibung  in 
die  Schuldbücher  erleichtert,  wodurch  die  Gefahr 
eines  Verlustes  oder  einer  Verlosung  vermieden 
wird.  Durch  die  Novelle  zum  preußischen  Staats- 
schuldbuchgesetz vom  22.5.  1910  sind  nicht  weniger 
als  11000  Kassenstellen  (alle  Postämter,  Regierungs- 
und Reichsbankkassen)  ermächtigt,  Einzahlungen  an- 
*  zunehmen.  Die  Eintragung  erfolgt  ebenso  wie  die 
Verwaltung  gebührenfrei,  und  die  Zinsen  werden 
kostenlos  zugesandt  oder  auf  Bank-  und  Postscheck- 
konto überwiesen.  So  waren  denn  Ende  März  1910 
allein  in  Preußen  2V2  Milliarde  Mark,  d.  i.  29,9  7o 
der  gesamten  Eintragungsfähigen  Staatsschuld  ein- 
geschrieben. Von  49682  offenen  Konten  entfallen  nicht 
weniger  als  39,5  7o  Kapitalbeträge  bis  4000  Mark, 
21,8  %  auf  Kapitalbeträge  von  4—10000  Mark, 
25,8  0/0  auf  solche  von  10—50000  Mark  und  12,9  o/^ 
auf  solche  über  50  000  Mark.  Mit  den  früheren  Jahren 
verglichen,  zeigt  sich  hier  eine  steigende  Benutzung 
besonders  seitens  der  kleineren  Kapitalisten.  Und 
auch  das  Reich  sucht  den  Käufern  seiner  Anleihen 
entgegenzukommen.  Das  Reichsschuldbuch  wurde 
1892  angelegt.  1908  waren  677  Millionen  in  ihm 
eingetragen.  Der  Einzelbetrag  des  Guthabens  der 
physischen  Personen  ist  in  Abnahme  begriffen,  was 

^)    Denkschriftenband  zur  Begründung  des  Entwurfs 
eines  Gesetzes  betr.  Änderung  im  Finanzwesen  Teil  IV  S.  249. 
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auf  eine  steigende  Zunahme  der  Eintragung  von 
kleineren  Kapitalbeträgen  schließen  läßt.  Während 
1895  der  Durchsohnittsbetrag  eines  Guthabens  einer 
physischen  Person  rund  49  300  Mark  betrug,  sank  er 
bis  1901  auf  36900,  um  dann  1908  31  150  Mark  zu 
betragen'). 

Wenn  den  Sparkassen  aber  noch  jährlich  be- 
deutende Kapitalien  zuströmen,  so  kann  man  an- 
nehmen, daß  es  hauptsächlich  Anlagen  zu  vorüber- 
gehenden Zwecken  sind,  und  die  Tatsachen  bestätigen 
diese  Annahme.  Einf^  ungünstige  oder  unsichere 
Gestaltung  der  allgemein  wirtschaftlichen  und  poli- 
tischen Lage  führt  viele  großen  Einlagen  zu  den 
Sparkassen,  da  sie  durch  ihre  Sicherheit  und  hohen 
Zinsfuß  dort  eine  günstige  Unterkunft  erhalten;  eine 
Besserung  jener  Verhältnisse  treibt  derartige  Yer- 
legenheitseinlagen  aber  wieder  in  Menge  aus  den 
Kassen  heraus  und  führt  leicht  auch  die  größeren 
Guthaben  kleinerer  unerfahrener  Leute,  die  in  ihrem 
eigenen  Interesse  viel  besser  bei  den  Sparkassen 
blieben,  anderen  Formen  der  Anlegung  zu. 

Vorübergehende  Kapitalien  suchen  besonders 
gern  die  Sparkassen  auf,  weil  der  Ankauf  von  Wert- 
papieren für  vorübergehende  Anlage  von  Geldern 
stets  mit  einem  gewissen  Eisiko  verknüpft  ist.  So 

^)  Die  verschiedenen  Versuche  der  Städte  für  ihre 
Papiere  Käufer  anzulocken  durch  Stadtschuldbuch,  Yermei- 
dung  der  Verlosung  durch  Ansammlung  eines  Fonds  zwecks 
späteren  Rückkaufs  der  ganzen  Anleihen  an  bestimmt  fixierten 
Zeitpunkten,  ferner  die  Gewährung  von  Zinsen  auf  Koupons 
von  schon  verlosten  oder  nicht  rechtzeitig  zur  Einlösung  ge- 
brachten Papieren  (von  44  daraufhin  untersuchten  Stadt- 
papieren geben  nach  Wertheimer  19  Städte  grundsätzlich 
und  15  auf  Antrag  Zinsen)  können  hier  nur  erwähnt  werden, 
(s.  „Die  Sparkasse«  1.  6.  1910.) 
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erscheint  eine  Anlage  in  Beichs-  und  Staatspapieren 
für  vorübergehende  Zwecke  nur  dann  vorteilhaft, 
wenn  Kursschwankungen  selten  vorkommen.  Dies 
trifft  aber  für  die  deutschen  Papiere  nicht  zu.  Die 
Differenz  zwischen  höchst  und  niedrigstem  Kurs 
für  die  3V2  prozentige  unkonvertierte  Eeichsanleihe 
in  Berlin  betrug  z.  B.  im  Jahre: 


Diese  Zahlen  zeigen,  daß  die  vorübergehende 
Anlage  in  Eeichs-  und  Staatspapieren  ein  ganz  be- 
deutendes Eisiko  in  sich  schließen  kann.  Vorteilhaft 
erscheint  ferner  die  Benutzung  der  Sparkasse  für 
vorübergehende  Anlage,  wenn  man  berücksichtigt, 
daß  Ein-  und  Auszahlung  bei  der  Sparkasse  mit  we- 
niger Mühe  verbunden  ist  als  entsprechender  Kauf 
und  Verkauf  von  Papieren,  bei  denen  man  noch  Ver- 
mittelungsgebühren  zu  zahlen  hat.  Nun  könnten  aber 
die  von  den  Sparkassen  festgesetzten  Kündigungs- 
fristen Anlagen  zu  vorübergehenden  Zwecken  fern- 
halten. Hiergegen  ist  aber  zu  sagen,  daß  die  Kün- 
digungsfristen bei  den  Sparkassen  im  allgemeinen 
nicht  eingehalten  wurden.  Die  Sparkassen  unter- 
scheiden sich  hierin  wesentlich  von  den  Banken.  Diese 
zahlen  Kapitalien  vor  Kündigungsfrist  nur  gegen 
eine  angemessene  Provision  aus.  Dadurch  erziehen 
sie  einmal  das  Publikum  dazu,  Kapital  nicht  vor  Kün- 
digung der  Bank  zu  entziehen,  und  anderseits  er- 
halten sie  einen  Geschäftsgewinn.    Verfolgen  wir  den 


1886 
1890 
1895 
1906 
1907 
1908 


2,200/0 
6,40  7o 
1,90  7o 

6.3  7o 

6.4  7o 
3,6  0/^ 
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Überschuß  der  Einnahmen  über  die  Eücknahmen  im 
Laufe  der  Jahre,  so  sehen  wir,  daß  dieser  Überschuß 
im  Laufe  der  Jahre  größeren  Schwankungen  unter- 
worfen ist,  was  aus  zunehmendem  Vorhandensein  von 
vorübergehenden  Kapitalien  zu  erklären  ist. 


In  Millionen  Mark  betrug  der  Überschuß  der  Ein- 
zahlungen die  Rücknahmen: 


1879 

51,27 

1894 

140,0D 

1880 

72,1 

lo9o 

1881 

68,66 

1896 

-<  Orr  an 

187,97 

1882 

74,30 

1897 

186,91 

1883 

95,09 

1898 

182,26 

1884 

92,07 

1899 

145,47 

1885 

86,59 

1900 

95,37 

1886 

127,36 

1901 

312,67 

1887 

132,03 

1902 

311,94 

1888 

141,94 

1903 

300,18 

1889 

135,83 

1904 

314,64 

1890 

98,28 

1905 

301,47 

1891 

38,57 

1906 

243,83 

1892 

52,96 

1907 

76,34 

1893 

98,90 

1908 

196,96 

In  den  Krisenjahren  1894/95  und  1901/02  be- 
merken  wir  einen  ganz  besonders  starken  Überschuß 
der  Einzahlungen  über  die  Rückzahlungen,  während 
z.  B.  in  den  Jahren  der  Hochkonjunktur  1905^ — 1907 
der  Einzahlungsüberschuß  im  starken  Fallen  begrif- 
fen ist.  Noch  schärfer  zeigt  sich  diese  Tendenz  der 
Benutzung  der  Sparkassen  zu  vorübergehenden  An- 
lage, wenn  man  nicht  die  alle  Sparkassen  umfassen- 
den Durchschnittszahlen  betrachtet,  die  wegen  ihrer 
großen  Verschiedenheit  ein  verwischtes  Bild  geben, 
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sondern  nur  die  Sparkassen  größerer  Städte  ins  Auge 
faßt.  Als  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1901  die 
Kiisis  sich  deutlich  zu  zeigen  begann,  wurden  mit 
einem  Male  die  Sparkassen  mit  Einzahlungen  in  einer 
Weise  überschwemmt,  daß  sie  Mühe  hatten,  die  Gel- 
der nutzbringend  anzulegen.  Das  statistische  Jahr- 
buch deutscher  Städte  1904,  das  für  die  Sparkassen 
von  52  Städten  die  Geschäftsergebnisse  bringt,  zeigt, 
daß  sich  gegen  das  Vorjahr  der  Einlagebestand  des 
Jahres  1900  um  2,97o  ?  dagegen  der  des  Krisenjahres 
1901  um  8,5  gehoben  hati). 

Welche  Forderungen  sind  nun  bei  dieser  Ent- 
wicklung der  Einlagen  für  den  Grad  der  nötigen 
Liquidität  zu  ziehen?  Der  Grad  der  nötigen  Liqui- 
dität müßte  im  Laufe  der  Entwicklung  größer  werden ! 
Da  nun,  je  liquider  die  Anlage,  so  geringer  der  Ge- 
winn ist,  dieser  auch  nicht  durch  Spekulationsge- 
schäfte oder  weitere  Minderung  der  Verwaltungskosten 
vergrößert  werden  kann,  müßte  eigentlich  der  von 
den  Sparkassen  gewährte  Zins  geringer  werden.  Nun 
weisen  aber  die  Sparkassen,  die  den  höchsten  Zins 
gewähren,  auch  die  höchsten  Einlagen  auf.  Die  hohe 
Verzinsung  können  die  Sparkassen  nur  durch  illiquide 
Anlage  ihrer  Kapitalien  gewähren.  Die  folgende  Ta- 
belle stellt  die  Beziehungen  zwischen  Anlageart  und 
Zinsfuß  fest^). 


^)  Bartlielme  (a.  a.  O.  S.  38,  57)  spricht  von  einem 
„launenhaften  An-  und  Abfluten  der  Sparer,  jenachdem  die 
wirtschaftliche  Lage  des  Augenblicks  oder  die  Lage  des  Geld- 
marktes die  Benutzung  der  Sparkasse  mehr  oder  weniger 
vorteilhaft  erscheinen  läßt." 

2)  Silbergleit,  Volkswirtschaftl.  Zeitschrift  „Die  Spar- 
kasse" 1909.    15.  März. 
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Sparkasse  der  In  %  Gesamtanlage 

Stadt:  betrug  die  Anlage  in 

Reichs-  u.  Sonstige 
_  Hypot.  Dahrlehen  Staatsan-  Inhaberpa- 


leilie 

piere 

Berlin 

3 

22 

35 

43 

Charlottenburg 

3 

58 



21 

8 

Königsberg 

3 

50 

11 

21 

18 

Magdeburg 

3 

40 

11 

23 

24 

Durchschnitt 

42V2 

25 

23 

Frankfurt  a.  M. 

3V2 

49 

18 

31 

Düsseldorf 

3V2 

47 

20 

27 

6 

Elberfeld 

3V2 

63 

8 

12 

17 

Hannover 

3V2 

37 

49 

5 

9 

Durchschnitt 

49 

19 

15V2 

16 

Bochum 

4 

75 

8 

3 

11 

Dortmund 

4 

65 

13 

4 

17 

Essen 

4 

72 

7 

14 

5 

Duisburg-Ruhrort 

4 

70 

10 

13 

7 

Durchschnitt 

7OV2 

9V2 

8V2 

10 

Die  Sparkassen,  die  den  geringsten  Zinsfuß  ge- 
währen, haben  also  den  größten  Prozentsatz  in 
Inhaberpapieranlage  aufzuweisen,  während  die  die 
höchsten  Zinsen  gewährenden  Kassen  ganz  über- 
wiegend hypothekarische  Anlegung  ihrer  Gelder 
pflegen.  Wir  sehen  also  einen  verhängnisvollen 
Kreislauf:  Vom  Überschußstreben  erfüllt,  suchen  die 
Sparkassen  durch  hohe  Zinsversprechungen  große 
Einlagen  heranzulocken.  Der  hohe  Zins  wird  nur 
durch  illiquide  Anlagen  möglich  gemacht.  Die  großen 
Einlagen  suchen  die  Sparkassen  mehr  und  mehr  nur 
für  vorübergehende  Anlage  auf.  Je  mehr  Einlagen 
dieser  Art  kommen,  um  so  illiquider  werden  die 
Sparkassen  tatsächlich,  während  sie  eigentlich 
liquider  werden  müßten. 


Kassenführungs-Einlagen. 


Die  Größe  der  Kassenführungseinlagen  ist  bei  den 
einzelnen  Sparkassen  sehr  verschieden  und  zahlen- 
mäßig schwer  festzustellen  ^) ;  ein  Teil  der  im  vorigen 
Paragraphen  erwähnten  vorübergehenden  Kapital- 
einlagen mag  auch  hierhin  gehören.  Während  die 
reinen  Spareinlagen  sich  im  allgemeinen  dadurch 
auszeichnen,  daß  einer  größeren  Zahl  von  im  ein- 
zelnen geringen  Einzahlungsbeträgen  eine  große 
Eückzahlung  gegenübersteht,  und  daß  auf  100  Ein- 
zahlungen verhältnismäßig  wenig  Rückzahlungen  ge- 
leistet werden,  weisen  die  Sparkassen  mit  starkem 
Bestand  an  Kassenführungseinlagen  Ein-  und  Rück- 
zahlungen durchschnittlich  in  gleicher  Zahl  und 
Größe  auf.  Die  folgende  Tabelle^)  veranschaulicht 
den  Unterschied,  der  schon  heute  zwischen  einzelnen 
Sparkassen  besteht: 


^)  In  der  Literatur  wird  ihre  Größe  sehr  verschieden 
angegeben.  In  der  Bankenqiiete  (Verhandlungen  der  Ge- 
Samtkommission  zu  Punkt  6  des  Fragebogens)  s^d rieht  Adolf 
Wagner  die  Meinung  aus,  daß  die  Sparkasseneinlagen  zu  80 
bis  90  7o  „wirkliche  Spargelder"  darstellen.  Rieser  dagegen 
führt  einen  Sachverständigen  an,  der  mitteilte,  daß  in  Spar- 
kassenkreisen allgemein  die  Ansicht  bestehe,  daß  von  den 
Einlagen  ungefähr  80  "/o  ^^^^  Charakter  vorübergehender 
Depositengelder  tragen. 

2)  Statist.  Jahrb.  deutscher  Städte,  15.  Jahrg.  1906. 
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^  jy  .  auf  100 

Sparkasse  Emzahl.      Rtlckzahl.  kommen 

Mark  Mark  UückzaM. 


Augsburg  (städt.) 

Frankfurt  (Ersparnis- 
anstalt) 

Karlsruhe  (Privat- 
sparkasse) 

Kiel  (städt.) 


92  163  49 

24  202  11 

80  303  26 

99  179  45 


Während  diese  Sparkassen  mehr  den  reinen 
Sparverkehr  pflegen,  scheinen  die  folgenden  auch 
einen  größeren  Bestand  von  Kassenführungseinlagen 
aufzuweisen. 


.  auf  100 

Sparkasse  Einzahl.      Rückzahl.  ^!^^^}' 

Mark  Mark        |— ^ 


Bremen  (neue  Spar- 

kasse) 

444 

471 

92 

Köln  (städt.) 

189 

221 

81 

Düsseldorf  (städt.) 

238 

256 

84 

Elberfeld  (städt.) 

228 

295 

74 

Königsberg,  (städt.) 

179 

195 

87 

Eine  tief  einschneidende  Bedeutung  werden 
die  Kassenführungseinlagen  aber  erst  in  der  Zukunft 
haben.  Durch  den  Erlaß  des  Ministers  des  Innern 
V.  20.  April  1909  ist  den  Sparkassen  1.  ein  reiner 
Scheckverkehr  auf  Sparguthaben  und  2.  ein  Scheck- 
verkehr in  Verbindung  mit  Depositen-  und  Konto- 
korrentenverkehr gestattet.  Von  den  Sparkassen 
und  ihren  Verbänden  ist  dieser  Erlaß  begeistert  auf- 
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genommen  worden  i).  Erwähnenswert  erscheint  hier 
der  Ministerialerlaß  vom  4.  Oktober  1892,  der  im 
allgemeinan  den  Sparkassen  einen  Kontokorrent- 
verkehr mit  der  Garantiegemeinde  untersagt,  weil 
dieser  „nicht  den  Sparkassen,  sondern  wesentlich 

den  Gemeinden  zugute  kommen  würde  und 

eine  derartige  Einrichtung  geeignet  sein  würde,  den 
eigentlichen  Charakter  der  Sparkassen  zu  verwischen 
und  ihm  mehr  das  Gepräge  von  Bankinstituten  zu 
verleihen."  Der  neueste  Erlaß  vom  20.  4.  1909  er- 
laubt den  Sparkassen  den  Kontokorrentverkehr  nicht 
nur  mit  der  Garantiegemeinde,  sondern  gar  mit 
privaten  Einlegern. 

Der  reine  Scheckverkehr  auf  Sparguthaben  soll 
dem  Sparkassenkunden  eine  erleichterte  Zahlungs- 
form gewähren.  Er  wendet  sich  hauptsächlich  einmal 
an  die  wachsende  Zahl  der  zu  bestimmten  Zeitpunk- 
ten Gehalt  empfangenden  Personen,  und  dann  an  die 
Klein-  und  Mittel-Gewerbetreibenden,  die  keine  Bank- 
oder Genossenschaftsverbindung  haben,  und  für  die 
ein  Kontokorrentverkehr  nicht  lohnend  erscheint. 
Beamte,  kleine  und  mittlere  Gewerbetreibende 
werden  aber  nur  dann  durch  Scheck  ihr  Guthaben 
auszahlen  lassen,  wenn  es  ihnen  lohnend  erscheint 

^)  Die  Generalversammlung  des  deutschen  Sparkassen- 
verbandes 1908  beschloß  folgende  Resolution:  „Die  Versamm- 
lung ist  darüber  einig,  daß  die  Frage  der  Einführung  und 
Ausgestaltung  des  Scheck-  und  Überweisungsverkehres  im 
Interesse  der  Weiterentwicklung  der  deutschen  Sparkassen 
und  im  Interesse  der  Einleger  in  ernsthafte  Erwägung  gezogen 
werden  soll,  und  daß  insbesondere  der  Ausschuß  des  deutschen 
Sparkassenverbandes  den  Entwurf  der  preuß.  Einführungs- 
ordnung zum  Scheckgesetze  in  dem  Sinn  begutachten  soll, 
daß  alle  hindernden  u.  fesselnden  Bestimmungen  vermieden 
werden," 
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und  es  ist  sehr  fraglich,  ob  das  der  Fall  ist  oder  sein 
wird.  Für  den  Kunden  weist  der  Scheck  eine  Reihe 
von  Nachteilen  auf.  Er  ist  ein  Papier,  das  formell 
richtig  ausgestellt  sein  muß,  und  förmlich  rechtsver- 
bindliche Schriftstücke  sind  überhaupt  im  deutschen 
Volke  nicht  beliebt.  Dazu  bringt  die  Übertragung 
der  Kassenführung  an  die  Sparkasse  die  Gefahr  mit 
sich,  daß  sich  der  Kunde  über  die  Größe  seines 
Guthabens  täuscht,  die  Übersicht  verliert,  und  da- 
durch Einnahmen  und  Ausgaben  aus  dem  Einklang 
bringt.  Vor  allem  bedeutet  der  Scheckstempel  eine 
ganz  wesentliche  Verteuerung  dieses  bargeldlosen 
Zahlungsverkehrs  1).  Dieser  wird  wohl  nur  dann  in 
die  mittleren  und  unteren  Bevölkerungskreise  ein- 
dringen, wenn  diese  nicht  eine  andere  Möglichkeit 
haben,  auch  ohne  Scheck  ihr  Geld  täglich  verzins- 
lich anzulegen.  Und  diese  Möglichkeit  ist  bei  den 
Sparkassen  vorhanden.  Beamte  können  ihr  Gehalt 
an  die  Sparkasse  überweisen  lassen.  Es  werden  da 
in  der  Hauptsache  Beamte  mit  vierteljährlicher  Ge- 
haltszahlung in  Betracht  kommen,  da  bei  monatlicher 
Zahlung  diese  Beträge  sogleich  zur  Bestreitung  des 
Lebensunterhaltes  benötigt  werden  und  der  INiutzen 
des  Kontohaltens  zu  gering  ist.  Bei  der  städtischen 
Sparkasse  in  Frankfurt  werden  vierteljährlich  von 
1059  Beamten  und  Lehrern  1038000  Mark  den  Bau- 
ken  und  Sparkassen  überwiesen,  davon  557o  der 
städtischen  Sparkasse.  Im  Jahre  1908  wurden  in 
2820  Posten  der  Sparkasse  2295272  Mark  überwiesen. 

^)  „Seit  der  am  1.  Oktober  1909  erfolgten  Einführung 
der  Scheck-  und  Quittungssteuer  ist  aber  auch  da,  wo  die 
Beamten  von  der  bargeldlosen  Grehaltszahlung  im  stärkeren 
Maße  Grebrauch  machten,  eine  Auflösung  solcher  Banknoten 
eingetreten".    Buff  im  Bankarchiv  9.  Jahrgang  ^r.  12. 
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Die  Abhebung  dieser  Beträge  geschieht  regelmäßig 
derart,  daß  etwa  25^0  alsbald,  weitere  30%  his  Ende 
des  ersten  und  je  20%  bis  Ende  des  zweiten  und 
dritten  Quartalmonats  abgehoben  werden  i).  Für  die 
Beamten  erscheint  die  Gehaltsüberweisung  besonders 
bequem  zu  sein,  da  sie  die  meisten  Zahlungen  am 
Monatsende  zu  leisten  haben  und  die  hierzu  nötige 
Summe  durch  einen  Gang  bei  der  Sparkasse  abheben 
können.  Auch  für  die  kleinen  Gewerbetreibenden, 
die  bis  jetzt  überhaupt  kein  Bankkonto  hatten,  ist 
es  aus  ähnlichen  Gründen  zweckmäßiger,  ihr  Kassen- 
geld der  Sparkasse  nicht  als  „Guthaben  mit  Scheck- 
verkehr", sondern  als  reines  „Sparguthaben"  zuzu- 
führen. —  Die  Sparkassen  müssen  nach  dem  Mini- 
sterialerlaß den  gleichen  Zins  für  Guthaben  auf  Scheck- 
verkehr wie  auf  Sparguthaben  zahlen.  Der  letztere 
Zinssatz  ist,  wie  oben  gezeigt,  hoch;  darum  erscheint 
es  möglich,  daß  dem  Scheckverkehr  auf  Sparguthaben 
auch  Einlagen  von  Gewerbetreibenden  zufließen,  die 
schon  ein  Bankkonto  aufweisen  und  den  Scheckver- 
kehr wegen  großer  Umsätze  auch  nötig  haben.  Diese 
Einleger  werden  nur  solange  der  Sparkasse  als  Kun- 
den angehören,  als  der  Sparkassenzins  höher  ist  als 
der  entsprechende  Bankzins  und  als  sie  selbst  keinen 
Kredit  in  Form  des  Kontokorrents  benötigen.  Steigt 
der  Bankzins  über  den  von  der  Sparkasse  gewährten, 
oder  bedürfen  die  Kunden  eines  Kredits,  so  werden 
sie  die  Sparkasse  verlassen  und  sich  wieder  der 
Bank  zuwenden,  zumal  der  Kredit,  den  sie  von  der 
Sparkasse  erhalten  können,  für  sie  nicht  in  Betracht 
kommt. 


^)  Denkschrift  aus  Anlaß  des  fünfzigjährigen  Bestehens 
der  städtischen  Sparkasse,  Frankfurt  a.  M.  1910  S.  23. 
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Welche  Bedeutung^  hat  der  Scheckverkehr  auf 
Sparguthaben  für  die  Sparkasse  selbst?  Die  Spar- 
kassen sind  verpflichtet,  mindestens  30^0  cl^i' 
Scheckverkehr  befindlichen  Gelder  in  liquiden  Mitteln 
anzulegen.  Genügt  dieser  Satz?  Wir  haben  an- 
genommen, daß  die  Beamten,  deren  Guthaben  ziem- 
lich regelmäßig  abgehoben  wird,  dem  Scheckverkehr 
nicht  beitreten  werden,  und  daß  auch  die  kleineren 
Gewerbetreibenden  ihre  Einlage  vorteilhafter  als 
reine  Spareinlagen  der  Sparkasse  zuführen.  Das 
hat  u.  a.  die  wichtige  Folge,  daß  auch  jetzt  bei  den 
Sparkassen  keine  reine  Scheidung  vorhanden  sein 
wird  zwischen  Anlage-  und  Betriebskapitalien,  daß 
etwa  bei  den  Spareinlagen  nur  Anlagekapital  oder 
auf  anlagefähige  Höhe  zu  bringendes  Kapital  vor- 
handen ist,  während  die  Betriebskapitalien  bei  den 
Sparkassen  unter  Scheck-  und  Kontokorrentguthaben 
zu  suchen  sind.  Diese  Tatsache  wird  für  die 
Liquidität  besonders  gefährlich,  da  es  zweifellos  in 
Sparkassenkreisen  das  Streben  erzeugen  wird,  für 
die  reinen  Spareinlagen  mit  einem  geringeren  Liqui- 
ditätsgrad sich  zLi  begnügen.  Da  die  Guthaben,  die 
sich  des  Scheckverkehrs  bedienen,  zum  großen  Teil 
die  Sparkassen  nur  vorübergehend  aufsuchen,  so  ist 
ein  Liquiditätsgrad  von  30  7o  kaum  ausreichend. 
Der  reine  Scheckverkehr  auf  Sparguthaben  erscheint 
auch  den  Sparkassen  selbst  als  nicht  gewinnbringend; 
sie  pflegen  ihn  nur,  weil  er  durch  Ministerialerlaß  ein 
wesentlicher  Bestandteil  des  noch  zu  besprechenden 
Kontokorrentverkehrs  ist^).    Auch  vom  Standpunkte 

^)  In  dem  iBerichte  des  Sparkassenkonferenzbezirks 
Arnsberg  (Die  Sparkasse  15.  3.  1910)  heißt  es:  ,,Der  Scheck- 
verkehr auf  Sparguthaben  kann  für  die  Sparkasse  nicht  ge- 
winnbringend sein,  weil  die  im  Scheckverkehr  befindlichen 
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der  Allgemeinheit  hat  eine  größere  Ausdehnung  des 
Scheckverkehrs  ihre  Bedenken.  Durch  die  weitere 
Ausdehnung  des  Schecks  als  Bargeld  sparendes 
Zahlungsmittel  wird  die  zw^eite  Goldreserve  der  natio- 
nalen Wirtschaft  —  das  umlaufende  Gold  —  ge- 
schmälert, ohne  daß  die  erste  Goldreserve  —  der 
Goldschatz  der  Eeichsbank  —  eine  Vermehrung  er- 
fährt. Verwendet  man  dagegen  als  Ersatzmittel  für 
Metallgeld  Banknoten,  so  erfährt  die  Goldreserve 
der  Eeichsbank  eine  Verstärkung.  Scheck  und  Bank- 
note stehen  miteinander  in  einer  gewissen  Konkurrenz. 
Da  beide  Ersatzmittel  sich  nicht  gleichzeitig  fördern 
lassen,  so  verdient  dasjenige  besondere  Ausbreitung, 
das  vom  Standpunkte  der  Allgemeinheit  den  Vorzug 
verdient,  und  das  ist  die  Banknote  2).  Eine  Aus- 
dehnung des  reinen  Scheckverkehrs  der  Sparkassen 
scheint  also  weder  für  die  Einleger,  noch  für  die 
Sparkassen,  noch  für  die  Gesamtheit  Vorteil  zu  be- 
deuten. 

Der  Zweck  des  Scheckverkehrs  in  Verbindung 
mit  Depositen-  und  Kontokorrentverkehr  ist  einmal 
die  Einführung  besserer  Zahlungsgebräuche  durch 
den  Kontokorrent-  und  Giroverkehr  und  ferner  die 

Guthaben  keiner  geringeren  Verzinsung  unterliegen  dürfen 
als  sonstige  Spareinlagen  und  mindestens  in  Höhe  von  80  7o 
in  jeder  Zeit  liquiden  Mitteln  anzulegen  sind."  Auf  der 
letzten  Hauptversammlung  des  schlesischen  Sparkassenver- 
bandes (Die  Sparkasse  15.  (5.  1910)  sagte  der  Referent:  „Die 
Verhandlungen  der  Sparkassentage  lassen  erkennen,  daß  dem 
Scheck  keine  große  Bedeutung  für  unser  gesamtes  Spar- 
kassenwesen zugestanden  wird.  Hauptsächlich  aus  dem 
Grunde,  Aveil  er  für  die  große  Masse  des  nicht  bankmäßig 
geschulten  Sparkassenpublikums  für  unzweckmäßig  er- 
achtet wird. 

^)  Schumacher,  die  deutsche  Geldverfassung  u.  ihre 
Reform.  Schmollers  Jahrb.  32.  Jahrg.  4.  Heft. 
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Gewährung  von  Kredit  an  die  Sparkassenkunden. 
Hierdurch  betreten  die  Sparkassen  vollständig  bank- 
mäßigen Boden.  Als  Folge  dieser  Einrichtung  hoffen 
sie  die  Gefahr  zu  vermeiden,  zahlreiche  Kunden  zu 
verlieren  und  ihren  Kundenkreis  nicht  allein  zu  er- 
halten,  sondern  auch  zu  vermehren  i). 

Durch  die  Einführung  des  Kontokorrent-  und 
Giroverkehrs  suchen  die  Sparkassen  die  gesamte 
Kassenführung  ihrer  Kunden  an  sich  zu  nehmen. 
Es  handelt  sich  hier  wohl  um  Gelder  aus  schon 
höheren  Schichten  des  Gewerbe-  und  Kaufmann- 
standes. Ob  diese  mm  ihre  Gelder  im  Kontokorrent- 
verkehr der  Sparkasse  oder  einer  Bank  oder  Ge- 
nossenschaft zuführen,  hängt  von  dem  Vorteil  ab, 
den  sie  hier  oder  dort  erwarten.  Der  Ministerial- 
erlaß spricht  nur  von  Giroüberweisungen  von  einem 
Guthaben  der  Sparkasse  auf  ein  anderes  Guthaben 
derselben  Kasse.  Es  ist  also  Voraussetzung,  daß 
Zahlungsempfänger  und  Zahlender  Kunden  derselben 
Sparkasse  sind.  Da  nun  die  Kreise,  die  sich  dieses 
Verkehres  bedienen,  dem  besseren  Mittelstande  an- 
gehören, der  auch  schon  einen  großen  Teil  Bank- 
und  Genossenschaftskunden  aufweist,  der  ferner  nach 
anderen  Orten  wachsende  Geschäftsverbindung  hat, 
so  ist  ein  Giroverkehr  nur  innerhalb  einer  Sparkasse 
ein  Torso,  eine  Unbequemlichkeit  größter  Art.  An- 
sätze werden  jetzt  gemacht  durch  einen  fast  alle 
Sparkassen  umfassenden  Giro  verband  Abhülfe  zu 
schaffen;  es  wird  dadurch  neben  der  Demokrati- 
sierung auch  die  nötige  Vereinheitlichung  des  Giro- 
verkehrs erstrebt.  Aber  auch  dann  wird  der  Giro- 
verkehr vom  Gesichtspunkt  der  Allgemeinheit  aus 

^)  Vgl.  Erklärung  zur  Einführung  des  Scheckverkehrs  bei 
der  städtischen  Sparkasse  in  Düsseldorf.  1910. 
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schwere  Bedenken  aufweisen.  Zunächst  mangelt  ihm 
eine  breite  Unterlage,  die  für  wirkliche  Demokrati- 
sierung nötig  ist.  Es  ist  fraglich,  geradezu  unwahr- 
scheinlich, daß  alle  (z.  B.  die  Land-)  Sparkassen  dem 
Giroverbande  beitreten.  Dazu  sind  die  Kassen  im 
Kontokorrent-Verkehr  durch  den  Ministerialerlaß  auf 
107o  ihrer  Gesamteinlagen  beschränkt.  Es  erscheint 
ferner  kaum  möglich,  daß  der  Sparkassengiroverkehr 
sich  hineinfügen  wird  in  die  schon  bestehenden  Giro- 
verbände der  Reichsbank,  der  Großbanken,  der  Ge- 
nossenschaften und  des  aufblühenden  Postscheck- 
verkehrs. 

Nun  kann  den  Kunden  des  Scheck-  und  Konto- 
korrentverkehrs auch  von  der  Sparkasse  Kredit  ge- 
währt werden;  aber  nur  auf  Grund  derselben  Sicher- 
heiten wie  sie  bei  Ausleihung  der  Spareinlagen  ver- 
langt wird.  Neben  dem  durch  Verpfändung  von 
Wertpapieren  zu  erhaltenden  Kredit  kommt  hier 
also  noch  der  Personalkredit  in  Betracht.  Mündel- 
sichere Wertpapiere  pflegen  nur  wenig  im  Besitze 
von  Gewerbetreibenden  zu  sein.  Und  auch  die  Ge- 
währung von  Personalkredit  wird  für  Geschäftsleute 
bei  der  bürokratischen  Leitung  der  Sparkasse  nur 
wenig  vorteilhaft  sein.  1907  waren  nur  3,53  7o  <^er 
Gesamtanlage  gegen  Schuldschein,  Wechsel  und 
Faustpfand  ausgeliehen 

Welche  Folgen  hat  der  Scheck-  und  Kontorrent-. 
verkehr  für  die  Sparkassen?  Zunächst  haben  sie 
ihre  bürokratische  Leitung,  die  für  reine  Spar- 
einlagen genügt  oder  sogar  einen  Vorteil  darstellt, 
abzulegen.  In  der  Nassauischen  Sparkasse  haben 
die  633  Kontoinhaber  des  Kontokorrentverkehrs,  die 


')  Zeitschrift  1909.    S.  209. 
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ein  Guthaben  von  4  Millionen  Mark  aufweisen, 
einen  Gesamtumsatz  von  20  Millionen,  während  die 
93  Millionen  Mark  betragenden  Guthaben  der  reinen 
Sparer  nur  einen  Umsatz  von  46  Millionen  Mark  auf- 
zuweisen haben.  Der  Umsatz  im  Kontokorrentverkehr 
ist  also  lOmal  so  groß  wie  im  Sparverkehr.  Es  ist 
selbstverständlich,  daß  hierfür  eine  rein  kaufmännische 
Leitung  nötig  ist,  wenn  nicht  die  ganze  Sache  Stück- 
werk bleiben  soll  Im  allgemeinen  pflegt  die  Konto- 
korrentkundschaft der  Banken  abhängiger  zu  sein 
als  die  Depositenkundschaft,  da  erstere  mit  der 
Bank  eng  verbunden  ist,  oft  von  ihr  gegründet  wurde. 
Diese  Kundschaft  wird  ihr  Guthaben  nur  im  größten 
Notfälle  bei  der  Bank  kündigen.  Die  Banken  haben 
oft  auch  solche  Macht  über  die  Unternehmungen, 
daß  sie  deren  Politik  ganz  nach  ihrem  Wunsche 
leiten  können.  Das  fällt  alles  bei  den  Sparkassen 
fort.  Es  besteht  keinerlei  Verbindung  zwischen  den 
Sparkassen  und  ihren  Kunden,  da  ja  der  Kredit  von 
Seiten  der  Sparkasse  für  diese  kaum  in  Betracht 
kommt,  und  der  Gewerbetreibende  im  Notfall  seinen 
Kredit  anderswo  suchen  muß. 

Den  Sparkassen  ist  für  ihre  Scheck-  und  Konto- 
korrentgelder eine  Liquidität  von  75  7o  vorgeschrieben. 
Dieser  Prozentsatz  erscheint  auf  den  ersten  Blick 
hoch.  Während  aber  bei  der  Eeichsbank  im  all- 
gemeinen eine  Abschreibung  von  einem  Konto  einer 
Zuschreibung  auf  ein  anderes  Konto  entspricht,  d.  h. 
nur  eine  Verschiebung  stattfindet,  ist  dies  bei  den 
einzelnen  Sparkassen  wegen  der  schmalen  Grundlage 
auf  die  der  Scheck-  und  Kontokorrent  verkehr  auf- 
gebaut ist,  nur  selten  der  Fall.  Die  folgende  Tabelle  ^) 

Die  Sparkasse  1908.  ISTr.  627. 
^)  Ehlers  Kreditgenossenschaf tliche  Probleme. 
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zeigt,  daß  die  Genossenschaften,  deren  Mitglieder 
Kaufleute  sind,  einen  bedeutend  höheren  Liquiditäts- 
grad aufweisen,  wobei  zu  berücksichtigen  ist,  daß 
hier  eine  enge  Verbindung  zwischen  der  Genossen- 
schaft und  den  Kunden  besteht. 


Genossenschaft 
1 

2 

3 


Kaufieute 
i.  7o  Mitglieder 

39,5 
47,8 
52,2 


Die  sofort  realisier- 
baren Aktiva  betragen 
"/o  der  kurzfälligen 
Verbindlichkeiten 

68,2 
121,8 
143,8 


4  55,8  162,0 

Selbst  wenn  bei  den  Sparkassen  die  Konto- 
korrentgelder zu  100 7o  liquide  angelegt  würden,  so 
macht  das  doch  nur  10%  der  Gesamtanlagen  aus. 
Es  sind  nun  zweifellos  viele  Kassengelder,  die  nach 
ihrer  Art  zu  den  Kontokorrentgeldern  gehören,  bei 
den  reinen  Spar-  und  den  einfachen  Scheckeinlagen 
vorhanden,  für  die  ein  geringerer  Liquiditätsgrad  ge- 
nügen soll.  Selbst  wenn  also  75%  genügend  wären, 
so  leidet  die  Gesamtliquidität  der  Sparkassen  doch 
durch  Einführung  des  Kontokorrentverkehrs,  wenn 
nicht  auch  für  die  anderen  Einlege-Arten  eine  höhere 
Zahlungsbereitschaft  erreicht  wird. 

Der  Scheck-  und  Kontokorrentverkehr  scheint 
bei  den  Sparkassen  keiner  großen  Ausdehnung  fähig 
zu  sein,  selbst  wenn  die  Beschränkung  von  10% 
fallen  sollte.  Die  Aufgaben  und  das  Wesen  der 
Sparkassen  verändert  er  vollständig.  Neben  Spar- 
einlagen, neben  größeren  Kapitaleinlagen,  werden 
jetzt  Kassenführungseinlagen  angenommen;  d.  h.  fast 
alle  Bevölkerungskreise  bis  zum  besten  Mittelstand 
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herauf  können  mit  der  Sparkasse  in  Verbindung 
stehen;  jeder  mit  einem  andern  Ziel;  und  bei  allen 
diesen  Aufgaben  befindet  sich  die  Sparkasse  —  ab- 
gesehen von  der  Annahme  der  Spareinlagen  —  in 
Konkurrenz  mit  anderen  Instituten  und  Einrich- 
tungen, die  diese  Aufgaben  vielleicht  besser  pflegen 
können. 


Kapitel  II. 

Die  Anlagen  der  Sparkassen,  ihre  Entwicklung 
und  Zahlungsbereitschaft. 

§  1. 

Die  liquiden  Anlagen  der  Sparkassen. 

(Barfonds,  Bankguthaben  und  die  Wechsel- 
und  Wertpapieranlage). 

Der  Barfonds  der  Sparkassen  hat,  die  Aufgabe, 
den  Bückfordernngen  gerecht  zu  werden  und  die 
Mittel  zur  nötigen  Kreditgewährung  herzugeben. 
Diese  letztere  Aufgabe  kommt  dann  in  Betracht, 
wenn  durch  die  erste  nicht  schon  alle  Barmittel  ver- 
wendet worden  sind.  Der  Barfonds  setzt  sich  zu- 
sammen aus  dem  Überschuß  der  Einzahlungen  über 
die  Kückzahlungen  und  aus  den  Zahlungen,  die  der 
Sparkasse  als  Gläubigerin  für  die  zinsbare  Ausleihung 
ihrer  Kapitalien  zufließen.  IN^aturgemäß  haben  die 
Sparkassen  das  Bestreben,  mit  einem  möglichst  ge- 
ringen Barfonds  auszukommen.  In  normalen  Zeiten 
ist  das  auch  möglich,  da  im  allgemeinen  die  Ein- 
zahlungen die  Eückzahlungen  übertreffen.  Tritt  aber 
eine  Stockung  im  Zufluß  ein,  und  werden  vielleicht 
auch  ungewöhnliche  Rückforderungen  verlangt,  so 
hat  der  Barfonds  die  Aufgabe  und  muß  eine  dem- 
entsprechende  Höhe  haben,  die  Zahlung  solange  zu 
ermöglichen,  bis  andere  Mittel  realisiert  worden  sind, 
d.  h.  die  nötige  Höhe  des  Barfonds  ist  von  der 
Größe  und  der  Leichtigkeit  der  Realisierbarkeit  der 
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Anlagen  abhängig.  Die  Höhe  des  Barfonds  ist  im 
Laufe  der  Jahrzehnte  immer  mehr  gesunken,  was 
erklärlich  ist,  wenn  man  bedenkt,  daß  allgemein  die 
Tendenz  besteht,  mit  weniger  Bargeld  auszukommen. 
1904  betrug  der  Kassenbestand  bei  den  Sparkassen 
l,387o  Einlagen.  Es  müßten  im  allgemeinen  die 
Sparkassen  mit  weniger  liquiden  Anlagen  einen 
höheren  Barfonds  aufweisen.  Aber  weder  nach  den 
Statuten  noch  nach  der  Praxis  lassen  sich  Be- 
ziehungen zwischen  der  Höhe  des  Barfonds  und  der 
Größe  der  liquiden  Anlagen  feststellen. 

Eine  verzinsliche  Kasse  stellen  die  Guthaben  bei 
der  Reichsbänk,  der  Zentralgenossenschaftskasse  und 
den  öffentlichen  Banken  dar.  In  den  Statuten  der 
Sparkassen  aus  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts 
werden  die  Anlagen  dieser  Art  regelmäßig  als  nur 
eventuelle  bezeichnet^).  Sie  sollen  also  nur  dann 
benutzt  werden,  wenn  sich  andere  Belegungsarten 
nicht  finden.  Im  Jahre  1902  haben  die  öffentlichen 
Sparkassen  angelegt 

Art  der  Sparkasse  Bei  der  Reichsbänk,  Zentral- 


Also  auch  in  diesem  Jahre  finden  wir  eine  sehr 
geringe  Belegung  bei  Banken. 

Bei  der  Wechselanlage  der  Sparkassen  ist  scharf 
zu  unterscheiden  zwischen  dem  Ankauf  von  erst- 
klassigen Wechseln    zum    Zwecke    einer  vorüber- 


genossenschaftskasse  und 


öffentlichen  Banken. 


in  Millionen       in  7o 

Mark  samtanlage. 


Städtische 

Land 

Kreis 


13,774  0,41 
2,534  0,60 
13,679  0,61 


1)  Schuiid  u.  Braemer,  a.  a.  O.  S.  292  f. 
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gehenden  Anlage  von  Kapitalien  und  der  Diskon- 
tierung von  Wechseln,  die  eine  Kreditgewährung 
der  Sparkasse  an  den  betreffenden  Diskontanten 
darstellt.  Während  der  Ankauf  von  Wechseln  aus 
dem  engen  Kreise  des  erstklassigen  Materials  eine 
äußerst  liquide  Anlage  darstellt,  kann  dies  von  der 
zweiten  Anlageart  nicht  immer  gesagt  werden.  Spar- 
kassen, die  die  letztere  Anlageart  pflegen,  bedienen 
sich  hier  des  Wechsels,  um  ihren  Kunden  Personal- 
kredit zu  gewähren.  Andere  Sparkassen  pflegen 
diesen  Kredit  in  Form  des  Schuldscheins.  Der 
letztere  wird  von  den  meisten  Sparkassen  bevorzugt, 
da  er  eine  leichtere  Handhabung  gestattet,  während 
beim  Wechsel  viele  Förmlichkeiten  zu  beachten  sind. 
Die  Umlaufszeit  solcher  Wechsel  ist  im  allgemeinen 
eine  ziemlich  lange.  So  wird  z.  B.  in  einem  als 
Musterstatut  bezeichneten  Entwurf  des  allgemeinen 
deutschen  Sparkassenverbandes  der  Grundsatz  auf- 
gestellt, daß  Ausleihung  gegen  Wechsel  oder  Schuld- 
schein bis  auf  die  Dauer  von  5  Jahren  bei  viertel- 
jährlicher Kündigung  gewährt  werden  können  ^).  Sind 
die  Sparkassen  in  Zeiten  der  IN^ot  gezwungen,  für 
die  Wechsel  Bargeld  zu  erhalten,  so  können  sie  dies 
nur  durch  Weiterdiskontierung  erreichen.  Der 
Eeichsbank  ist  aber  der  Wechselaussteller  —  ge- 
wöhnlich ein  kleiner  Kunde  der  Sparkasse  —  un- 
bekannt. Sie  wird  deshalb  den  Wechsel  nur  weiter 
diskontieren,  wenn  er  ihr  durch  die  Unterschrift  der 
Sparkasse  genügend  gesichert  erscheint.  Ob  das  in 
Krisenzeiten  der  Fall  sein  wird,  mag  dahingestellt 
sein;  die  Sparkasse  selbst  kommt  leicht  in  eine  un- 
angenehme Lage  dadurch,  daß  ihr  Schuldner  vielfach 

^)  Prion,  Das  deutsche  Wecliseldiskontgescliäft.  1907, 
S.  268. 
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in  Krisenzeiten  niclit  in  der  Lage  ist,  den  Weclisel 
am  Verfalltage  einlösen  zu  können  und  sie  dadurch 
Gezwungen  ist,  einen  neuen  Wechsel  ihres  Kunden 
ZU  akzeptieren. 

Die  amtliche  Statistik  macht  keine  Scheidung 
zwischen  den  beiden  Arten  der  Wechselanlage. 
Aber  verschiedene  Momente  sprechen  dafür,  daß  die 
Sparkassen  hauptsächlich  die  letztere,  die  mehr  illi- 
quide Art  der  Wechselanlage,  pflegen.  So  steht  z.  B. 
der  Schuldschein  westlich  der  Elbe  im  Vordergrund, 
während  der  Wechsel  östlich  der  Elbe  überwiegt. 
Das  läßt  den  Schluß  zu,  daß  Wechsel  wie  Schuld- 
schein nur  eine  verschiedene  Form  des  Personal- 
kredits darstellen. 


1907  entfielen  z.  B.  von  100  Mark 

Gelder: 


Provinz  auf 

Westpreußen 
Posen 
Westfalen 
Hessen-lN^assau 


Schuldschein 

1,52 
0,64 
1,34 
4,41 


der  angelegten 


auf  Wechsel 

5,45 
4.86 
0,02 
0,80 


Verstärkt  wird  obige  Vermutung,  wenn  man  sich 
das  Gewinnstreben  der  Sparkassen  vergegenwärtigt. 
Zum  Ankauf  von  Prima-Wechseln  müssen  sich  die 
meisten  Sparkassen  eines  Vermittlers  bedienen,  der 
Provision  beansprucht  und  dadurch  den  Sparkassen- 
gewinn schmälert.  Bei  Gewährung  von  Kredit  in 
Form  des  Wechsels  fällt  die  Provision  fort. 

Die     Wechselanlage     ist     in     Abnahme  be- 
griffen.   So  waren  z.  B.  in  Wechseln  in  7o 
samtanlage  angelegt: 
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Art  der  Sparkasse 

Städtische 
Land 
Kreis 
Vereins 


•0,84 
1,21 
1,35 
3,88 

1,47 


1888 


0,418 
0,04 
0,70 
3,68 

0,71 


1907 


Sämtliche 


1907  hatten  von  1639  Sparkassen  1227  nichts  in 
Wechseln  angelegt;  nnr  68  Sparkassen  hatten  über 
107o  ihrer  Gesamtanlage  in  Wechseln  festgelegt; 
diese  Sparkassen  befanden  sich  außer  2  alle  in  Pro- 
vinzen östlich  der  Elbe.  Der  Grund  für  die  geringe 
Bedeutung  der  Wechselanlage  bei  den  Sparkassen 
ist  aus  den  großen  Schwierigkeiten  zu  erklären,  die 
eine  Pflege  des  Personalkredits  bedingt.  Eine 
sichere  Anlage  in  Personalkredit  erheischt  eine  ge- 
naue örtliche  und  individuelle  Kenntnis  der  in 
Betracht  kommenden  Bevölkerungskreise  und  diese 
fehlt  zu  oft  den  bürokratisch  geleiteten  Sparkassen^). 
Durch  die  Anlage  in  Wechsel  erfährt  die  Liquidität 
der  Sparkassen  keine  wesentliche  Besserung.  Selbst 
wenn  wir  die  gesamte  Wechselanlage  als  liquid  an- 
sehen, so  bedeutet  das  doch  nur  eine  Besserung 


Bei  den  preußischen  Sparkassen  gelten  die  Wert- 
papiere als  hauptsächlichste  liquide  Anlage.  Bei 
der  Entwicklung  der  Wertpapieranlage  unterscheiden 
wir  3  Perioden.  In  der  ersten  ist  die  Anlage  in 
Wertpapieren  die  vorherrschende.    In  der  zweiten 


^)  „Wenn  man  beobachtet  hat,  in  was  für  nntergeordneten 
Händen  die  Sparkassen  namentlich  kleinerer  Städte  sich  oft 
befinden,  so  kann  man  sich  der  großen  Bedenken  nicht  er- 
wehren, diesen  eine  Banktätigkeit  zu  überweisen."  Conrad, 
Grundriß  zum  Studium  der  polit.  Oekonomie  II,  S.  461. 


um  0,71 7( 
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—  etwa  bis  1888  —  nehmen  sie  nicht  mehr  die  ab- 
sohite  Mehrheit  ein,  wohl  aber  sind  sie  noch  in  pro- 
zentualer Zunahme  begriffen,  während  sie  in  der 
dritten  Periode  eine  Abnahme  aufweisen.  In  der 
Zeit  der  ersten  Ausgestaltung  des  Sparkassenwesens 

—  bis  etwa  1840  —  beschränkte  man  sich  in  der 
Hauptsache  darauf,  die  Kapitalien  in  Staatspapieren 
und  sonstigen  garantierten  Inhaberpapieren  anzu- 
legen i).  Seit  Gründung  der  Kreissparkassen  ist 
hierin  eine  Änderung  eingetreten.  In  den  älteren 
Statuten  vieler  Kreissparkassen  wird  die  Anlage  in 
Wertpapieren  zuweilen  gar  nicht  mit  aufgeführt,  in 
anderen  häufigeren  Fällen  nur  als  eine  eventuelle 
bezeichnet;  erst  in  Ermangelung  von  Gelegenheit  zur 
anderseitigen  Veranlagung  soll  von  ihr  Gebrauch  ge- 
macht werden^).  Seit  1856  sind  die  amtlichen  Ziffern 
über  die  Anlagen  bekannt.  Damals  waren  von  92,2 
Millionen  Mark  Gesamtanlage  25,96  Millionen  in  In- 
haberpapieren, 21,26  Millionen  in  städtischen  Hypo- 
theken und  18,41  in  ländlichen  Hypotheken  angelegt. 
1859  wurden  die  Anlagen  in  Wertpapieren  ihrer 
Größe  nach  übertroffen  von  der  in  Hypotheken  auf 
ländlichen  Grundstücken.  Es  waren  24,7^0  in  länd- 
lichen, 23,6^0  in  städtischen  Hypotheken  und  24,47o 
der  Gesamtanlage  in  Inhaberpapieren  angelegt.  Bis 
Anfang  der  70  er  Jahre  nahm  die  Wertpapieranlage 
nur  langsam  zu.  Dann  aber  war  sie  namentlich  bei 
den  Kassen  der  größeren  Städte  im  Wachsen  be- 
griffen^).    1888  waren  33,277o  in  Inhaberpapieren 


^)  Seidel,  Artikel  Sparkassen  im  Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften.  1901. 

2)  Schmid  und  Braemer  a.  a.  O.  S.  280. 

^)  Roscher,  System  der  Yolkswirtschaftslehre  Y  S.  279 
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angelegt.  Von  jetzt  an  bemerken  wir  eine  prozentuale 
Abnahme  der  Wertpapiere,  ein  dauerndes  Fallen, 
das  nur  von  kleinen  durch  Kurssteigerung  hervor- 
gerufenen Ausnahmen  unterbrochen  wird.  1907  waren 
nur  noch  23,8^0  der  Gesamtanlage  in  Inhaberpapieren 
angelegt,  dagegen  39,  P/o  in  städtischen  und  21,37o 
in  ländlichen  Hypotheken.  Absolut  genommen  hat 
—  entsprechend  dem  ungeheuren  Wachstum  der 
Sparkasseneinlagen  seit  1856  —  die  Wertpapieran- 
lage zugenommen,  aber  sie  wächst  seit  1888  langsamer 
als  die  Gresamtanlage.  Während  von  1856  bis  1888 
die  Gesamtanlage  sich  verzweiunddreißigfacht  hat, 
hat  sich  die  Wertpapieranlage  vervierzigfacht.  Von 
1888  bis  1907  dagegen  nahm  der  Gesamtbestand  um 
das  dreifache  zu,  während  die  Wertpapieranlage  sich 
nur  um  das  doppelte  vermehrt  hat. 

Wollen  wir  aus  diesen  Ziffern  allgemeine  Schlüsse 
auf  die  Liquidität  ziehen,  so  haben  wir  ein  Doppel- 
tes zu  berücksichtigen.  Einmal  sind  dies  Durch- 
schnittsziffern, und  ferner  weisen  die  Inhaberpapiere 
einen  sehr  verschiedenen  Grad  von  Liquidität  auf. 
Der  allgemeine  rechnerische  Durchschnitt  entspricht 
durchaus  nicht  der  Anlagepolitik  der  meisten  Spar- 
kassen. Er  gibt  ein  falsches  Bild,  soweit  er  nicht 
durch  individualisierende  Darstellung  ergänzt  wird. 
Eine  diesen  Anforderungen  gerecht  werdende  Statistik 
fehlt;  aber  immerhin  treten  durch  die  Aufnahmen 
des  preußischen  statistischen  Landesamts  einige  Aus- 
nahmen scharf  hervor.  Nicht  weniger  wie  199  Spar- 
kassen hatten  z.  B.  1907  nichts  in  Inhaberpapieren 
angelegt  und  618  von  1639  Sparkassen  weniger  wie 
107o'  Sparkassen  der  Provinz  Schleswig- 

Holstein  hatten  nur  13  Sparkassen  über  107o 
Wertpapieren  angelegt.   In  dieser  Provinz  macht  die 
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Anlage  in  Inhaberpapieren  nnr  6,827o  der  Gesamt- 
anlagen ans.  Selbst  wenn  man  berücksiclitigt,  daß 
hier  die  Anlage  in  Schuldschein  und  Wechsel  stark 
vertreten  ist,  und  wenn  man  diese  Anlageart  ganz 
als  liquid  bezeichnet  —  was  nach  dem  oben  Gesagten 
kaum  zutreffen  wird  —  so  ist  doch  die  Gesamtliqui- 
dität äußerst  gering.  Im  allergünstigsten  Falle  stellen 
6,82+8,56=15,38^0  der  Gesamtlage  liquide  Werte 
dar!  Noch  ungünstiger  steht  Westfalen  da.  Yon 
der  Gesamtanlage  entfallen  im  Durchschnitt  10,877o 
auf  Inhaberpapiere  und  l,367o  Schuldschein  und 
Wechselanlage.  Das  sind  im  günstigsten  Falle  zu- 
sammen 11, 23^0  liqiiide  Anlage.  Yon  den  dort  be- 
stehenden 205  Sparkassen  haben  nicht  weniger  wie 
139  noch  keine  lO^o  Inhaberpapieranlage. 

IN^un  weisen  die  Inhaberpapiere  einen  sehr  ver- 
schiedenen Grad  von  Liquidität  auf.  In  Krisenfällen, 
wo  der  Markt  von  Staatsanleihen  stark  in  Anspruch 
genommen  ist,  können  die  Anleihen  der  kleineren 
und  kleinsten  Städte  und  Korporationen  kaum  auf 
Eealisierbarkeit  Anspruch  erheben.  Eine  Statistik, 
die  eine  Scheidung  der  Inhaberpapiere  in  Staats-, 
Eeichspapieren  und  den  übrigen  Papieren  macht,  ist 
eyst  seit  1894  vorhanden.  Verfolgen  wir  diese,  so 
zeigt  sich  die  Tendenz,  daß  die  Staats-  und  Eeichs- 
papiere  langsamer  wachsen  als  die  Inhaberpapiere, 
d.  h.,  daß  sie  einen  immer  geringeren  prozentualen 
Anteil  an  der  Inhaberpapieranlage  ausmachen.  Die 
zinsbaren  Anlagen  der  Sparkassen  haben  sich  in  den 
Jahren  1894 — 1904  fast  verdoppelt;  die  Anlage  in 
Inhaberpapieren  hat  sich  um  etwa  827o  vermehrt. 
Dagegen  ist  die  Anlage  in  Reichspapieren  seit  1894 
noch  nicht  einmal  um  ein  Drittel  gewachsen.  Yon 
1896 — 1900  hat  sich  die  Anlage  in  Reichspapieren 
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sogar  vermindert.  Dasselbe  war  von  den  preußischen 
Schuldverschreibungen  von  1899  auf  1900  der  Fall. 
Die  Gesamtvermehrung  der  preußischen  Schuldver- 
schreibungen von  1894 — 1904  betrug  wenig  mehr 
als  507o. 

1907  bildeten  die  Eeichs-  und  Staatspapiere  42,2% 
der  Inhaberpapiere  überhaupt.  Dabei  ist  aber  zu 
berücksichtigen,  daß  über  den  Bilanzwert  bezw.  An- 
schaffungswert der  Reichsanleihe  und  preußischen 
Consols  im  Gegensatz  zu  dem  der  übrigen  Inhaber- 
papiere keine  Erhebungen  vorliegen.  Die  Statistik 
gibt  die  Höhe  der  Schuldverschreibungen  des  Deut- 
schen Reiches  und  des'  preußischen  Staates  nach  dem 
Nennwerte  an,  die  Summe  aller  Inhaberpapiere  aber 
(also  auch  der  Reichs-  und  Staatspapiere)  nach  dem 
Bilanzwert.  Es  ist  daher  nicht  möglich,  die  Anlagen 
ihrem  Werte  nach  zu  den  gesamten  Kapitalanlagen 
der  Sparkasse  in  genaue  prozentuale  Beziehung  zu 
setzen.  Berücksichtigt  man  diese  kleine  Ungenauigkeit 
nicht,  so  entfallen  von  dem  Gesamtbestand  der  zins- 
baren Anlagen 

T  1  Auf  Reichs-  Auf  preuß.  r, 

Jahr  .  dl    ^.        '  Zusammen 

papiere  Staatspapiere 

1894  2,81 7o  10,107o  12,91 7o 

1904  1,87  7o  8,01 7o  9,88% 

Welche  Folgerungen  können  wir  aus  diesen 
Zahlen  auf  die  tatsächliche  Zahlungsbereitschaft 
ziehen?  Wir  müssen  feststellen,  daß  der  tatsäch- 
liche Zahlungsbereitschaftsgrad  —  die  „Ist^'liquidität 
—  abnimmt,  und  zwar  in  doppeltem  Sinne,  indem 
einmal  der  Prozentsatz  der  liquiden  Mittel  sich  min- 
dert, und  anderseits  die  Reichs-  und  Staatspapiere, 
auf  die  fast  allein  in  Krisenzeiten  die  Realisierbarkeit 
der  Wertpapiere  beruht,  prozentual  langsamer  als 
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die  Inhaberpapiere  zunehmen.  Dieses  scheint  um 
so  gefährlicher,  da  die  Sparkassen  in  Krisenzeiten 
zweifellos  auf  den  Verkauf  von  Wertpapieren  an- 
gewiesen sind,  da  ihnen  im  Gegensatz  zu  Banken 
und  Genossenschaften  andere  und  bessere  liquide 
Mittel  fehlen  und  sie  wegen  ihrer  Kleinheit  einen 
größeren  Prozentsatz  von  Kückforderungen  aufweisen 
werden,  wie  etwa  größere  Finanzinstitute  i). 

Das  Aufbauen  der  Liquidität  hauptsächlich  auf 
Wertpapiere  bedeutet  eine  falsche  Anlage,  weil  es 
nicht  dem  auch  für  Sparkassen  giltigen  Satze  ent- 
spricht, daß  die  Aktivgeschäfte  sich  nach  den 
Passivgeschäften  zu  richten  haben.  Den  Sparkassen 
fließen  viele  Gelder  zu,  die  das  Betriebskapital  der 
nationalen  Volkswirtschaft  bilden;  für  diese  ist  eine 
Anlage  notwendig,  der  ein  liquider  Gegenwert  gegen- 
übersteht, was  bei  einer  Anlage  in  Staatspapieren 
nicht  der  Fall  ist.  Wird  bei  der  Anlage  nicht  nach 
diesem  Grundsatz  verfahren,  so  ist  die  Gefahr  vor- 
handen, daß  das  Vertrauen  zu  den  Sparkassen  noch 
leichter  erschüttert  und  eine  Krisis  verschärft  wird. 

§  2. 

Die  illiquiden  Anlagen. 

Diese  Anlagen  umfassen  die  Darlehen,  die  gegen 
hypothekarische  Sicherheit,  gegen  Faustpfand  und 
an  öffentliche  Korporationen  gegeben  werden.  Ihre 

^)  „Wie  das  Beispiel  des  Jahres  1866  zeigt,  waren  da- 
mals viele  deutsche  Staatsanleihen  um  30 — 40 7o  im  Kurse 
gefallen,  und  Lombardierungen  waren  trotz  der  höchsten  Sätze 
vielfach  gar  nicht  möglich.  Viele  Kassen  gerieten  in  schwere 
Bedrängnis,  da  ein  solcher  Ansturm  seitens  der  ihr  Gruthaben 
fordernden  ängstlich  gewordenen  Einleger  erfolgte^  daß  erstere 
völlig  zu  versagen  drohten."  Seidel,  Zeitschr.  f.  die  ge- 
samte Staatswissensch.  1910.  S.  725  ff. 
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Realisierbarkeit  setzt  eine  längere  Kündigungsfrist 
voraus,  lind  auch  dann  kann  es  bei  einer  schweren 
Krisis  noch  fraglich  erscheinen,  ob  sie  zu  ihrem 
vollen  Nennw^erte  flüssig  gemacht  werden  können. 
Bei  der  Anlage  in  Hypotheken  macht  sich  bei  den 
Sparkassen  mehr  und  mehr  eine  Vorliebe  für 
städtische  Hypotheken  bemerkbar.  Der  Grund  ist 
wohl  darin  zu  suchen,  daß  die  städtischen  Hypotheken 
höher  verzinslich  sind. 


1908  waren  von  den  Hypotheken  verzinslich  in  7o 


Art  der  Hypothek 

3%  u. 

weniger 

zw. 

3  u.  47o 

47o 

zw. 

4  u.  57o 

57o 

über 

57o 

Städtische 

0,10 

3,45 

29,19 

65,69 

1,52 

0,05 

Ländliche 

0,08 

8,82 

33,81 

55,77 

1,50 

0,02 

Im  Jahre  1908  war  der  Hauptstock  der  HypQ- 
theken  der  städtischen  wie  der  ländlichen  zu  4 — 5^/^ 
ausgeliehen.  Bei  den  städtischen  Hypotheken  war 
aber  die  Anlage  in  dieser  Gruppe  bedeutend  stärker^). 
Das  Streben  der  Sparkassen  ihre  Bestände  auf  mög- 
lichst hoch  verzinsliche  Hypotheken  auszuleihen,  er- 
klärt es,  daß  in  manchen  rein  ländlichen  Bezirken 
die  Anlagen  in  städtischen  Hypotheken  so  stark  über- 
Aviegt.  Der  Eegierungsbezirk  Gumbinnen  z.  B.  weist 
1907  bei  16,7  Millionen  Mark  städtischen  Hypotheken 
nur  2,1  Millionen  ländliche  Hypotheken  auf  und  der 
Regierungsbezirk  Stralsund  bei  13,7  Millionen  Mark 
städtischer  sogar  nur  0,148  Millionen  ländlicher 
Hypotheken.     Aus   dieser    Vorliebe   für  städtische 

In  den  letzten  Jahren  fand  auch  eine  Steigerung  des 
Zinssatzes  der  ländlichen  Hypotheken  statt.  Ob  das  auf  der 
Entwickhuig  des  Kapital-  oder  des  Hypothekenraarktes  zurück- 
geht oder  darauf,  dfiß  die  Sparkassen  in  den  letzten  Jahren 
mehr  minder  sichere  und  deshalb  hölu^r  verzinsliche  Hypo- 
theken aufgenommen  haben,  kann  nicht  festgestellt  werden. 
Vgl.  Zeitschrift  1910.  S.  303. 
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Hypotheken,  die  wir  nicht  nur  bei  den  städtischen 
Sparkassen  finden,  erklärt  sich  das  bedeutend  stärkere 
Anwachsen  der  Hypotheken  auf  städtischen  Grund- 
stücken. Bis  1874  war  die  Anlage  in  Hypotheken 
auf  ländlichen  Grundstücken  tiberwiegend.  Von  da  an 
änderte  sich  das  Bild.  1891  waren,  27,2%  in  länd- 
lichen und  28,7^0  in  städtischen  Hypotheken  angelegt. 
1907  dagegen  waren  von  der  Gesamtanlage  nur  noch 
21,38  in  ländlichen,  dagegen  39,1 1%  städtischen 
Hypotheken  angelegt. 

Die  Gewährung  von  Darlehen  gegen  Faustpfand 
ist  ebenso  wie  die  Gewährung  gegen  Personalkredit 
stark  in  den  Hintergrund  getreten.  Yon  der  Gesamt- 
anlage  waren  z.  B.  angelegt 


Sparkasse    Gegen  Schuldschein    Gegen  Faustpfand 


1888 

1907 

1888 

1907 

Städtische 

2,32 

1,14 

1,61 

0,78 

Ländliche 

10,51 

4,6 

1,69 

0,59 

Kreis 

4,89 

2,05 

1,24 

0,92 

Vereins 

10,25 

2,25 

2,56 

3,17 

Sämtliche 

4,58 

1,78 

1,69 

1,17 

Der  Grund  für  die  geringe  Ausdehnung  des 
Personalkredits  und  des  Kredits  auf  Faustpfand 
scheint,  wie  oben  schon  bei  der  Wechselanlage  be- 
tont, in  der  Unfähigkeit  der  bürokratischen  Spar- 
kassenleitung zu  liegen.  Bemerkenswert  erscheint  in 
dieser  Statistik  wie  in  der  über  die  Yv^echselanlage, 
daß  gerade  die  städtischen  Sparkassen,  die  im  Durch- 
schnitt die  höchsten  Einlagen  aufweisen,  also  auch 
am  ehesten  eine  bankmäßige  Bildung  bei  ihrem 
Personal  aufweisen  könnten,  den  geringsten  Personal- 
kredit gewähren.  Vielleicht  erklärt  sich  das  daraus, 
daß  die  städtischen  Bevölkerungskreise  weniger  auf 
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dea  Sparkassenkredit  angewiesen  sind,  wie  die  länd- 
lichen. —  Bei  dieser  Anlageart  ziehen  die  Spar- 
kassen die  richtige  Schlußfolgerung,  die  ihnen  durch 
ihre  bürokratische  Leitung  auferlegt  wird:  Geschäfte 
zu  vermeiden,  die  kaufmännische  Tätigkeit  und  Kennt- 
nisse erfordern.  Bei  der  Einführung  des  Scheck-  und 
Kontokorrentverkehrs  dagegen  betreten  die  Spar- 
kassen wieder  Gebiete,  die  rein  bankmäßige  sind. 

Hat  die  Anlage  auf  Personalkredit  bei  den  Spar- 
kassen im  allgemeinen  abgenommen,  so  ist  dagegen  die 
Anlage  bei  öffentlichen  Instituten  und  Korporationen 
stark  gewachsen.  Hier  fallen  vor  allem  die  Darlehen 
an  den  eigenen  Garantieverband  und  an  andere 
Kommunal-  usw.  Verbände  schwer  ins  Gewicht.  Für 
viele  Sparkassen,  deren  Garantieverband  nur  mit 
Mühe  seine  Ausgaben  mit  den  Einnahmen  in  Einklang 
bringen  kann,  erscheint  diese  Anlageart  erklärlich. 
Daß  sie  eine  recht  illiquide  ist,  und  auch  vom  Stand- 
punkte der  ,, doppelten  Sicherheit,''  daß  nämlich  Spar- 
kasse und  Garantie  verband  keine  Geld  Verpflichtung 
gegeneinander  haben  sollen,  ihre  Bedenken  hat,  liegt 
auf  der  Hand.  1908  waren  1199,75  Millionen  Mark  oder 
12  ^/q  der  Gesamtanlagen  bei  öffentlichen  Instituten 
und  Korporationen  angelegt.  Davon  entfallen  91,07  ^/^ 
auf  Darlehen  an  Gemeinde,  Kreisverwaltungen  und 
andere  öffentlich  rechtliche  Körperschaften. 
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Kapitel  III. 

Einflüsse,  die  auf  den  Grad  der  nötigen  Zahlungs- 
bereitschaft in  Krisenfällen  wirken  können. 

Im  ersten  Kapitel  haben  wir  die  Art  der  Ein- 
lage nntersucht  und  festgestellt,  daß  nach  ihrer  Ent- 
wickhiDg  die  „SolPliquidität  zunehmen  müsse.  Nun 
sind  aber  die  Art  der  Einlagen  nicht  allein  maßgebend 
für  den  nötigen  Liquiditätsgrad.  Sie  bestimmen  ihn 
im  allgemeinen  in  der  Praxis  nur  für  normale  Zeiten. 
Der  nötige  Liquiditätsgrad  muß  aber  so  hoch  sein, 
daß  er  auch  in  Krisenzeiten  genügt.  Deshalb  ist  zu 
untersuchen,  ob  nicht  Einflüsse  vorhanden  sind,  die 
in  Krisenzeiten  auf  den  Grad  der  nötigen  Liquidität 
einen  Druck  in  günstigem  oder  ungünstigem  Sinne 
ausüben  können.  Erst  wenn  wir  dies  festgestellt 
haben,  können  wir  aus  dem  Vergleich  der  „Soll"- 
liquidität  mit  der  „Isf'liquidität  die  notwendigen 
Schlüsse  ziehen. 

§  1. 

Hilfe,  die  die  Sparl<assen  aus  sicfi  erlialten  können. 

Drei  verschiedene  Möglichkeiten  haben  die  Spar- 
kassen, um  einem  erhöhten  Zahlungsbedarf  nach- 
zukommen, ohne  daß  sie  fremde  Hilfe  in  Anspruch 
nehmen  müssen.  Es  kann  dies  geschehen  durch  Um- 
wandlung von  bisher  illiquiden  Anlagen  in  liquide, 
durch  Kisikoausgleich,  und   schließlich   durch  den 
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Eeservefonds.  Bisher  illiquide  Anlagen  können  nur 
dann  in  liquide  verwandelt  werden,  wenn  die  Spar- 
kasse die  Steigerung  der  Zahlungsforderungen  einiger- 
maßen voraussehen  kann,  und  wenn  kein  Mangel  an 
Anlagen  vorhanden  ist,  die  leicht  in  liquide  ver- 
wandelt werden  können.  Das  ist  z.  B.  bei  den 
Banken  der  Fall.  Die  illiquiden  Anlagen  der  Spar- 
kassen dagegen,  Hypotheken,  die  verschiedenen 
Arten  der  Darlehen,  sind  öfters  an  längere  Kündi- 
gungsfristen gebunden  und  ist  dadurch  eine  Eeali- 
sierbarkeit  erst  in  weiter  Zeit  möglich i).  —  Die 
Voraussetzung  für  den  Eisikoausgleich  sind  größere 
Unternehmungen  mit  selbständigen  Filialen  an  ver- 
schiedenen Orten,  sodaß,  falls  an  einem  Orte  eine 
Zahlungsschwierigkeit  entstehen  sollte,  diese  mit 
Hilfe  der  übrigen  Zweigstellen  überwunden  werden 
kann.  Diese  Ausgleichsmöglichkeit  kommt  nur  bei 
örtlichen  Krisen  in  Betracht.  Die  preußischen  Spar- 
kassen zeichnen  sich  durch  ihre  Kleinheit  aus;  1907 
weisen  von  den  1639  Sparkassen  nicht  weniger  als 
894  d.  i.  über  die  Hälfte  einen  Einlagenbestand  bis 
zu  3  Millionen  auf,  und  kaum  Vg  hat  einen  Bestand 
von  über  10  Millionen  Mark.  Die  Zahlen  werden  noch 
ungünstiger,  wenn  man  die  32  größten  Sparkassen 
ausschalten  würde ;  auf  sie  allein  entfällt  fast  V4 
Gesamteinlagebestandes.  Aus  der  Kleinheit  der 
Kassen  entstehen  zwei  Gefahren.  Kleine  Kassen 
glauben  ohne  kaufmännische  Leitung  auskommen 
zu  können;  sie  begnügen   sich  mit  bürokratischer, 

^)  Selbst  wenn  die  Sparkassen  ihre  Hypotheken  auf 
kürzere  Kündigungsfrist  ausgeben,  so  ist  diese  Anlage  doch 
illiquid,  da  die  Schuldner  im  Krisenfall  das  Geld  nicht 
anderweitig  beschaffen  können  und  auf  den  Sparkassenkredit 
angewiesen  bleiben. 
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selbst  wenn  das  Arbeitsgebiet  ein  rein  kaufmännisches 
ist.  Einer  bürokratischen  Leitung  wird  es  schwieriger 
fallen,  festzustellen,  wann  die  Zahlungsanforderungen 
steigen  werden.  Auch  der  Vorteil  einer  liquiden 
Anlage  als  Yersicherungsprämie  für  den  Krisenfall 
wird  von  ihr  leicht  unterschätzt.  Einen  zweiten 
^^achteil  haben  die  kleineren  Institute  größeren 
gegenüber  dadurch,  daß  gerade  sie  eher  der  Gefahr 
ausgesetzt  sind  bis  zum  letzten  Pfennig  zurückzahlen 
zu  müssen.  Die  Wahrscheinlichkeit  ist  beispielsweise 
bedeutend  größer,  daß  bei  einer  kleinen  Sparkasse 
in  kritischen  Zeiten  auf  einmal  1  Million  zurück- 
gefordert als  daß  an  eine  größere  Sparkasse 
das  Verlangen  gestellt  wird,  sofort  10  Millionen 
zurückzuzahlen.  - —  Wir  stellen  also  fest,  daß  den 
Sparkassen  durch  Umwandlung  bisher  illiquider  An- 
lagen und  durch  einen  Eisikoausgleich  in  Zeiten  der 
Kot  keine  Hilfe  erwachsen  kann.  Im  Gegenteil; 
die  bürokratische  Leitung  verhindert  die  Anlage  in 
leicht  zu  realisierenden  'Werten  (Wechselankauf), 
und  die  Kleinheit  der  einzelnen  Kassen  macht  einen 
Risikoausgleich  nicht  nur  unmöglich,  sondern  erzeugt 
sogar  die  Gefahr  eines  vermehrten  Ansturms. 

Wie  verhält  es  sich  mit  dem  Reservefonds?  Er 
hat  dreierlei  Aufgaben.  Zunächst  soll  er  als  Sicher- 
heitsfonds dienen.  Nach  Nr.  7  des  Reglements  von 
1838  hat  er  eine  doppelte  Verpflichtung.  Er  soll 
den  Sparkasseneinlegern  gegenüber  eine  Sicherheit 
darstellen,  und  ferner  dem  Garantieverbande  eine 
Gewähr  bieten  gegenüber  der  Gefahr  der  Inanspruch- 
nahme durch  Verbindlichkeiten  der  Sparkasse.  Die 
Größe  des  Reservefonds  als  Sicherheitsfonds  braucht 
richtigerweise  nur  in  einem  bestimmten  Verhältnis 
zu  stehen  zu  den  Anlagen,  bei  denen  ein  größerer 
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Verlust  möglich  ist.  Das  sind  bei  den  Sparkassen 
vor  allem  die  Wertpapiere,  in  dem  Falle,  daß  sie 
realisiert,  verkauft  werden  müssen.  Die  preußischen 
Ministerialerlasse  schreiben  vor,  daß  „der  Regel  nach 
an  dem  Prinzip  der  Ansammlung  eines  Reservefonds 
in  Höhe  von  zehn  v.  H.  der  Passivmasse  festzuhalten 
ist"i).  Diese  starre  Grenze  entbehrt  nicht  eines  ge- 
wissen Grades  von  Willkür,  da  sie  keine  Rücksicht 
nimmt  weder  auf  die  Größe  der  Sparkasse  noch  auf 
ihre  Anlageart^). 

Der  Reservefonds  hat  auch  als  Ausgleichsfonds 
zu  dienen  und  zwar  vor  allem  in  normalen  Zeiten. 
Ein  etwaiger  Kursverlust,  der  dann  allerdings  nur 
auf  dem  Papier  steht,  wird  von  ihm  getragen;  auch 
wird  er  benutzt,  um  z.  B.  den  Zinsfuß  stabil  erhalten 
zu  können.  Schließlich  hat  der  Reservefonds  auch 
als  Liqiditätsfonds  zu  dienen.  Die  bayrischen  Grund- 
bestimmüngen  teilen  ihm  diese  Aufgabe  besonders 
zu"^).    Als  Liquiditätsfonds  müßte  er  um  so  liquider 

1)  Erlaß  des  Ministers  des  Innern  19.  4.  1880. 

^)  ,, Richtiger  wäre  es  vielmehr,  wenn  der  Prozentsatz 
der  Einlagen,  bis  zu  welchen  der  Reservefonds  anzusammeln 
ist,  mit  dem  Steigen  der  Einlagen  abnähme.  Die  IN^ormierung 
einer  derartigen  Skala  stößt  jedoch  praktisch  auf  Schwierig- 
keiten. Der  deutsche  Sparkassenverband  hat  sich  dahin  aus- 
gesprochen, den  Reservefonds  in  der  Art  langsamer  anzu- 
sammeln, daß  bis  zur  Erreichung  von  5  v.  H.  der  Passiva 
die  Überschüsse  dem  Reservefonds  ganz  zugeführt,  nach  Er- 
reichung von  6,  7,  8,  9,  oder  10  v.  H.  der  Passiva  aber  mit 
je  60,  70,  80,  90  oder  100  v.  H.  zu  gemeinnützigen  Zwecken 
verwendet  Averden  und  nur  der  Rest  mit  je  40,  30,  20,  10  o. 
0  V.  H.  dem  Reservefonds  zugeführt  wird."  Knebel-Döberitz, 
Das  Sparkassenwesen  in  Preußen  1907  S.  127. 

^)  Der  Reservefonds  ist  „zur  Deckung  etwaiger  Schäden, 
sowie  zur  Eereithaltung  der  notwendigen  Betriebsmittel,  ins- 
besondere bei  Krediterschütterungen  bestimmt,  und  muß  des- 
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angelegt  sein,  je  weniger  liquide  der  Hauptfonds  ist, 
und  um  so  größer  sein,  je  weniger  liquide  der  Haupt' 
fonds  ist.  Beutler  hält  einen  Eeservefonds  von  5^0 
für  ausreichend,  aber  unter  der  doppelten  Voraus- 
setzung, daß  einmal  dieser  Betrag  und  mindestens 
noch  weitere  ö^o  der  Einlagen  in  sicheren  Bank- 
einlagen oder  Wertpapieren  angelegt  werden  und 
sodann,  daß  die  Kursschwankungen  der  Wertpapiere 
durch  einen  besonderen  Eeservefonds  ausgeglichen  und 
dadurch  Verluste  bei  Kursrückgang  und  etwa  not- 
wendiger Veräußerung  der  Papiere  beseitigt  werden  i). 
Der  Liquidität  drohen  zwei  Gefahren  durch  den  Reserve- 
fonds. Die  Sparkassen  können  einmal  versuchen,  ihre 
ganze  Zahlungsbereitschaft  auf  dem  Eeservefonds  auf- 
zubauen. Da  dieser  im  allgemeinen  nur  langsam,  oft 
überhaupt  nicht  wächst,  seist  die  Gefahr  vorhanden, 
daß  die  Liquidität  nicht  entsprechend  zunimmt,  was 
besonders  gefährlich  erscheint,  wenn,  nach  Art  der 
Einlagen,  eine  zunehmende  Zahlungsbereitschaft  not- 
wendig erscheint.  Die  Statistik  der  Sparkassen- 
anlagen wirft  Hauptfonds  und  Reservefonds  zu- 
sammen. 1907  waren  z.  B.  in  den  beiden  Fonds 
23,84%  Inhaberpapiere  vorhanden.  Es  ist  erklärlich, 
daß  manche  Sparkassen  die  niedrig  verzinslichen 
Wertpapiere  dem  Reservefonds  zuweisen,  dadurch 
einen  höheren  Ertrag  im  Hauptfonds  erhalten,  höhere 
Zinsen   gewähren,   damit  größere  Einlagen  heran- 


halb so  angelegt  werden,  daß  über  ihn  in  Zeiten  der  Gefahr 
rasch  verfügt  werden  kann."  Bayrische  Grundbestimmungen 
Ziffer  7. 

^)  Beutler,  Vortrag  über  die  normale  Höhe  des  Beserve- 
fonds  bei  Sparkassen.  Gehalten  auf  dem  sächsischen  Ge- 
meindetag in  Meißen.  1894.  S.  9. 
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ziehen  und  einen  höheren  Überschuß  herauswirt- 
schaften können.  1902  war  der  Reservefonds  der 
öffentlichen  Sparkassen  Preußens  zwar  zu  75,42^0 
in  Inhaberpapieren  angelegt,  das  gibt  aber  kein 
sicheres  Bild  über  das  Gebahren  der  einzelnen  Spar- 
kassen. Es  ist  möglich,  daß  Sparkassen,  die  für  den 
Eeservefonds  eine  Anlage  in  Inhaberpapieren  bevor- 
zugen, bei  ihren  sonstigen  Anlagen  ganz  von  diesen 
absehen,  oder  sie  doch  nur  in  einem  sehr  geringen 
Grade  anschaffen,  wie  umgekehrt  Sparkassen,  die 
ihren  Eeservefonds  zu  einem  großen  Teil  in  Hypo- 
theken angelegt  haben,  bei  ihren  übrigen  Anlagen 
einen  großen  Posten  in  Inhaberpapieren  stehen  haben 
können.  Die  zweite  Gefahr,  die  der  Liquidität  er- 
wachsen kann,  liegt  darin,  daß  der  Reservefonds 
überhaupt  nicht  als  Liquiditätsfonds  benutzt  wird. 
Diese  Gefahr  ist  besonders  groß,  je  mehr  das  Streben 
nach  Überschuß  die  Sparkassen  zu  illiquider  Anlage 
ihrer  Bestände  treibt.  Vorschläge,  die  den  Reserve- 
fonds als  Liquiditätsfonds  ausschließen  wollen  wurden 
noch  in  letzter  Zeit  von  Praktikern  in  der  volks- 
wirtschaftlichen Zeitschrift  „Die  Sparkasse"  gemacht i). 

Da  der  Reservefonds  in  der  amtlichen  Statistik 
zusammen  mit  dem  Hauptfonds  aufgeführt  wird,  so 
ist  sein  Einfluß  auf  die  tatsächliche  Zahlungsbereit- 
schaft schon  bei  Besprechung  der  Sparkassenanlagen 
mitberücksichtigt  worden. 


1)  Vgl.  „Die  Sparkasse«  1.  6.  1910  u.  15.  3.  1910.  „Der 
Reservefonds  hat  den  Zweck,  Verluste  des  Hauptfonds  zu 
decken  nicht  aber  hat  der  Reservefonds  den  ihm  häufig  zu- 
geschriebenen Zweck,  bei  Eintritt  einer  Geldknappheit  für 
Flüssigmachung  von  Greldern  zu  sorgen." 
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§  2. 


Unterstützungen,  welche  die  Sparkassen  von  anderen 
Instituten  erhalten  können. 


Hier  kommen  zunächst  die  neben  den  Sparkassen 
stehenden  Finanzinstitute,  die  anderen  Sparkassen 
und  die  Banken  in  Betracht,  die  im  Falle  der  Not 
der  bedrängten  Kasse  Geld  übermitteln.  Diese  können 
der  bedrängten  Kasse  nur  beispringen,  wenn  es 
ihnen  möglich  ist.  Eine  allgemeine  Störung,  die  auch 
sie  selbst  trifft,  macht  es  ihnen  unmöglich,  anderen 
zu  helfen.  Bei  einer  lokalen  Störung  werden  sie 
einer  bedrängten  Sparkasse  dann  beispringen,  wenn 
sie  für  sich  selbst  Vorteil  dadurch  erwarten.  Der 
Vorteil  kann  ein  indirekter  sein,  um  z.  B.  zu  ver- 
hindern, daß  das  mangelnde  Vertrauen,  das  einer 
Sparkasse  gezeigt  wird,  auch  auf  ihr  Institut  über- 
greift. Er  kann  aber  auch  als  Greschäftsgewinn  auf- 
treten, und  zwar  wird  dann  der  Sparkasse  nur  bei- 
gesprungen, wenn  diese  in  normalen  Zeiten  eine 
Bankverbindung  aufweist.  Bei  der  Reichsbank, 
Zentralgenossenschaftskasse  und  bei  öffentlichen 
Banken  haben  aber  im  Jahre  1902  die  städtischen 
Sparkassen  nur  0,41^0  ihrer  Gesamtanlage,  die 
ländlichen  Sparkassen  0,60  und  die  Kreissparkassen 
0,61  7q  angelegt.  Das  ist  eine  äußerst  geringe  Summe, 
besonders  wenn  man  berücksichtigt,  daß  es  sich  um 
Durchschnittszahlen  handelt,  und  daß  eine  große 
Zahl  von  Kassen  gar  keine  Bankverbindung  aufweist. 

Den  Sparkassen  kann  in  Notfällen  auch  durch 
den  Staat  Hilfe  gewährt  werden.    Die  Sparkassen 
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hoffen  darauf,  und  stützen  sich  auf  die  Tatsache, 
daß  1848,  1866  und  1870  staatliche  Darlehnskassen 
zur  Verpfändung  von  Wertpapieren  gegründet  wurden. 
So  hofft  man  auch  bei  einer  neuen  größeren  Krisis 
wieder  auf  diese  Weise  sich  Barmittel  verschaffen 
zu  können.  Eine  staatliche  Darlehnskasse  wird  — 
da  es  sich  dabei  um  eine  Entlastung  der  Reichsbank 
handelt  —  Wertpapiere  nur  zu  denselben  Sätzen 
wie  die  Eeichsbank  lombardieren.  1907  betrug  der 
Anteil  der  Inhaberpapiere  23,83  7o  cler  Gesamtanlage 
einschließlich  Reservefonds.  Im  Kriegsfall  wird  aber 
wegen  starken  Kurssturzes  beträchtlich  weniger  für 
den  Lombardverkehr  in  Betracht  kommen,  besonders 
da  von  den  Inhaberpapieren  nur  33,77^0  Reichs- 
und Staatspapiere  sind,  und  die  Mehrzahl  noch  mehr 
im  Kurse  fallen  werden.  Da  die  zur  Lombar- 
dierung der  Reichsbank  übergebenen  Papiere  nur  bis 
^4  des  Kurswertes  beliehen  werden,  so  ist  diese 
Hilfe  für  die  Sparkassen  noch  nicht  einmal  so  be- 
trächtlich, wie  sie  auf  den  ersten  Blick  erscheinen 
mag.  Die  Sparkassen  würden  bei  stärkerer  Nach- 
frage gezwungen  werden,  viele  Papiere  auf  den 
Markt  zu  werfen,  um  sie,  wenn  auch  mit  großen 
Verlusten,  zu  realisieren.  Viele  Papiere,  besonders 
die  kleineren  Städteanleihen,  werden  aber  im  Kriegs- 
falle überhaupt  keinen  Markt  haben,  sodaß  die 
„reguläre"  Staatshilfe  den  Sparkassen  wenig  nutzen 
kanni).  Auf  anderem  Wege  von  der  Reichsbank 
oder  einer  Darlehnskasse  Hilfe  zu  erhalten,  ist  nach 

^)  Mit  Recht  schreibt  Knebel- Döberitz  (Die  Sparkasse 
1907  'Nr.  613)  „es  liegt  auf  der  Hand,  daß  bei  einer  Rück- 
forderung von  nur  einem  Viertel  sämtlicher  Spareinlagen 
den  deutschen  Sparkassen  nicht  möglich  sein  würde,  das  zur 
Zurückzahlung  erforderliche  bare  Geld  zu  verschaffen." 
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Mitteilungen  des  Eeichsbankdirektoriums  ausge- 
schlossen i).  Daß  der  Staat  den  Sparkassen  im 
Kriegsfalle  eine  besondere  „irreguläre^'  Hilfe  ge- 
währen wird,  erscheint  ausgeschlossen,  wenn  auch 
viele  Sparkassen  damit  rechnen  müssen  2).  1870  be- 
trugen die  Einlagen  der  preußischen  Sparkassen 
495  Millionen  Mark,  eine  verhältnismäßig  geringe 
Summe;  1907  dagegen  über  9  Milliarden.  Ein 
heutiger  Krieg  stellt  dazu  ganz  andere  Anforderungen 
an  die  Pinanzverwaltung  des  Staates,  die  es  ihm 
schwer  genug  machen,  für  den  eignen  Bedarf  Sorge 
tragen  zu  können.  —  Also  auch  hier  ist  keine 
wirklich  brauchbare,  den  Sparkassen  in  Krisenzeiten 
erwachsende  Hilfe  vorhanden. 


^)  „Die  Sparkassen  können  im  Kriegsfalle  auf  die  Hilfe 
der  Reichsbank  nur  dann  —  dann  aber  auch  mit  Sicherheit  — 
rechnen,  wenn  sie  über  lombardfähige  Effekten,  Tor  allem 
über  Reichs-  und  StaatsschuldTerschreibungen,  einschließlich 
der  Schuldbuchforderung  in  einem  Wertbetrage  verfügen, 
wie  er  zur  Entnahme  des  voraussichtlichen  Geldbedarfs  im 
Lombardwege  erforderlich  ist.  Für  Sparkassen,  die  äui  die 
Inanspruchnahme  der  Reichsbank  im  Kriegsfalle  angewiesen 
sind,  werde  es  sich  dringend  empfehlen,  diesen  Gesichtspunkt 
bei  der  Anlage  ihrer  Bestände  nicht  außer  Acht  zu  lassen." 
(Mitteilung  des  Reichsbankdirektoriums,  angeführt  in  „Die 
Sparkasse"  1.  4.  1910). 

^)  Schon  im  Jahre  1860  schreibt  eine  sächsische  Ver- 
ordnung: „Der  bemerkbar  gewesenen  IN^eigung,  in  Fällen  ein- 
tretender 'Not  sich  auf  die  Hülfe  des  Staates  zu  verlassen,  ist 
entschieden  entgegenzutreten,  da  es  am  Tage  liegt,  daß  in 
solchen  Zeiten  auch  die  Kräfte  des  Staates  außergewöhnlich 
in  Anspruch  genommen  werden,  der  Staat  also  schon  deshalb 
nicht  in  der  Lage  sein  wird,  den  Bedrängnissen  der  einzelnen 
Gemeinden,  auf  die  ja  vielmehr  der  Staat  selbst  bei  jedem 
Defizit  rekurrieren  muß,  aus  Mitteln  der  Gesamtheit  abzu- 
helfen."   (Sächs.  Yerord.  v.  28.  12.  1860). 
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§  3. 

Das  Vertrauen  auf  die  Zahlungsbereitschaft  der  Sparkassen. 

Einen  großen  Einfluß  auf  die  Menge  der  Rück- 
zahlungen übt  das  den  Sparkassen  entgegengebrachte 
Vertrauen  aus.  Die  Voraussetzung  für  das  Vertrauen 
auf  die  Zahlungsbereitschaft  ist  das  Vertrauen  auf 
die  Zahlungsfähigkeit.  Dieses  genießen  die  Spar- 
kassen in  hohem  Maße;  das  auf  ihrem  Alter  wie  auf 
dem  Mitwirken  öffentlicher  Gewalten  beruhende  Ver- 
trauen auf  ihre  Zahlungsfähigkeit  ist  seit  1848  nicht 
mehr  getäuscht  worden.  Das  Vertrauen,  das  den 
Sparkassen  hinsichtlich  ihrer  Zahlungsbereitschaft 
entgegengebracht  wird,  ist  von  dem  Verhalten  ihrer 
Kunden,  von  den  Maßnahmen  der  Sparkasse  selbst, 
und  schließlich  von  dem  allgemeinen  Geldmarkt  und 
der  Wirtschaftslage  abhängig. 

Je  mehr  Aufgaben  die  Sparkasse  übernimmt,  um 
so  nötiger  hat  sie  das  Vertrauen  ihrer  Kunden.  Der 
reine  Spardeponent  verlangt  vor  allem  Sicherheit, 
der  Kassengeldeinleger  dagegen  auch  die  Möglichkeit, 
jederzeit  über  seine  Gelder  verfügen  zu  können.  Eine 
einmalige,  vielleicht  nur  kleine  Zahlungsunmöglichkeit 
kann  und  wird  für  die  Sparkassen  den  Verlust  des 
Vertrauens  von  Seiten  der  Kunden  bringen  und  damit 
den  Krisenverschärfungsfaktor  „Furcht"  lösen.  Be- 
sonders groß  wird  die  Gefahr,  wenn  sich  die  Kunden 
aus  Kreisen  zusammensetzen,  die  vom  Scheckverkehr 
und  vom  bargeldlosen  Zahlungswesen  nur  unklare 
Vorstellung  habeo.  Wenn  diese  Schichten  in  der 
Bevölkerung  noch  sehr  breit  sind,  so  sind  sie  auf 
jeden  Fall  in  Sparkassenkreisen  zu  suchen.  Denn 
diese  wenden  sich  gerade  an  die,  die  noch  keine 
Bankverbindung  aufweisen.    Wie  unglaublich  leicht 
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eine  Panik  in  Sparkassenkreisen  auftreten  kann,  be- 
weisen gelegentliche  Mitteilungen  bis  auf  die  neueste 
Zeit^).  Die  Sparkassen  haben  das  Vertrauen  der 
Kunden  auch  aus  dem  Grunde  noch  nötig,  da  sie  keine 
so  enge  Verbindung  eingehen,  wie  es  die  Banken  tun. 

Das  Vertrauen  ist  nun  auch  abhängig  von  Maß- 
nahmen der  Sparkassen  selbst.  Hat  z.  B.  die  Spar- 
kasse einen  Teil  ihrer  Anlagen  zu  realisieren,  so  wird 
das  für  sie  um  so  gefährlicher,  je  mehr  sie  diese 
Anlagen  aus  dem  Orte  selbst  kündigen  muß.  Und 
da  nun  die  preußischen  Sparkassen  sich  ganz  besonders 
der  Pflege  des  örtlichen  Kredits  hingeben,  so  muß, 
wenn  dieser  Kredit  unterbunden  oder  gekündigt  wird, 
die  örtliche  Krisis  und  dadurch  direkt  oder  indirekt  der 
Ansturm  auf  die  Sparkassen  vermehrt  werden.  JN^un 
könnten  aber  vielleicht  die  Sparkassen  durch  Ent- 
gegenkommen in  den  Eückzahlungen  das  Vertrauen 
wiederherzustellen  suchen.  1848  zahlten  die  Spar- 
kassen von  Köln  und  Breslau  unausgesetzt,  ohne  daß 
die  Kündigungsfristen  eingehalten  wurden.  Sie  ge- 
wannen dadurch  das  Vertrauen  wieder  und  erhielten 
im  Laufe  des  Jahres  noch  einen  erheblichen  Zuwachs 
von  Einlagen^).  Dabei  ist  aber  zu  bemerken,  daß 
damals  die  Kündigungsfristen  in  normalen  Zeiten 
strenge  innegehalten  wurden  und  daß  das  Mchtinne- 
halten  in  Krisenzeiten  das  Vertrauen  stärken  mußte. 
Heute  rechnen  die  Kunden  schon  in  normalen  Zeiten 
auf  sortige  Rückzahlung,  ganz  besonders  werden  sie 
da  in  Krisenzeiten  baldige  Zahlung  erwarten^). 

1)  Vgl.  Mitteilungen  in  „Die  Sparkasse"  1900  I^Tr.  442,  443. 

^)  Schmid  und  Braemer  a.  a.  O.  S.  198. 

^)  „iSTur  durch  rückhaltslose  Auszahlungen  aller  Forde- 
rungen wird  das  Vertrauen  erhalten,  und  viele  Spareinleger 
werden  ihr  Geld  auch  fernerhin  dem  Institut  belassen.  Wo 
man  nicht  sicher  ist,  daß  im  ]N"otfalle  prompt  ausgezahlt  wird, 
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Das  Vertrauen  wird  ferner  beeinflußt  von  der 
mehr  oder  weniger  engen  Verbindung,  mit  der  die 
Sparkasse  mit  dem  allgemeinen  Geld-  und  Wirtschafts- 
markt verknüpft  ist.  So  wurden  von  der  im  Jahre 
1824  in  Frankreich  und  England  ausbrechenden  Geld- 
krisis  die  damals  bestehenden  Sparkassen  Preußens 
nicht  berührt,  weil  sie  ihre  geringen  Kapitalien  noch 
nicht  auf  dem  offenen  Geldmarkt  angelegt  hatten  i). 
Das  ist  heute  anders  geworden.  Die  vielen  Millionen 
der  preußischen  Sparkassen  stellen  einen  wesentlichen 
Bestandteil  des  Kapitals  des  deutschen  Volkes  dar. 
Daraus  folgt,  daß  Einflüsse,  die  den  allgemeinen  Geld- 
markt treffen,  auch  die  Sparkassen  treffen,  und  daß 
die  Sparkassen  auch  ihrerseits  den  allgemeinen  Geld- 
markt in  Unordnung  bringen  oder  eine  solche  Un- 
ordnung vermehren  können.  Die  Geldanlage,  die  der 
einzelne  für  seine  Ersparnisse,  Kassenvorräte  usw. 
eigentlich  selber  bestimmen  müßte,  liegt  jetzt  neben 
den  Banken  auch  den  Sparkassen  ob.  Je  mehr  diese 
nun  dem  "Wunsche  der  Einleger  gerecht  werden,  d.  h. 
das  Geld  nach  dem  Zwecke  anlegen,  den  es  in  der 
betreffenden  Privatwirtschaft  einnimmt,  um  so  größer 
ist  das  Vertrauen  zu  ihnen.  Da  nun  aber  an  illiquiden 
Anlagen  mehr  verdient  wird  wie  an  liquiden,  und  da 
kurzfristiges  Leihkapital  stets  auch  wieder  für  dauernde 
Investierungen  benutzt,  nicht  aber  umgekehrt  Anlage- 

da  wird  man  auch  schwerlich  gar  zu  gerne  einlegen.  Die 
Erfahrung  der  meisten  Bank- nnd  Sparkassenleiite  geht  dahin, 
daß  gerade  prompte  Auszahlung  selbst  der  auf  Kündigung 
angelegten  Beträge  vom  Publikum  .sehr  gewürdigt  wird.  Die 
Praxis  hat  zur  Genüge  gezeigt,  daß  die  Kündigungsfristen 
der  Spareinlagen  im  Falle  eines  Krieges,  eines  Ruins,  so  gut 
wie  gar  nichts  nützen".  Eichhorn,  Conrads  Jahrb.  S.Folge 
40.  Bd.  S.  507  ff. 

^)  Schmid  und  Braemer  a,  a.  O.  S.  176, 
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kapital  wieder  in  Betriebskapital  verwandelt  werden 
kann,  so  liegt  die  Gefahr  nahe,  daß  das  zwischen 
Anlage-  und  Betriebskapital  nötige  Verhältnis  gestört 
wird.  Es  kann  eine  Krisis  entstehen  oder  eine  solche 
verschärft  werden.  Die  Sparkassen  sündigen  gegen 
dieses  Gesetz,  wenn  sie  einen  großen  Teil  ihrer  Gel- 
der, die  ihnen  als  Kassenvorräte  zufließen,  nicht 
wieder  als  kurzfristiges  Betriebskapital  anlegen. 

Wir  sehen  so,  daß  das  Vertrauen  den  Sparkassen 
gegenüber  besonders  leicht  erschüttert  werden  kann. 
Den  Sparkassen  erwächst  in  Krisenzeiten  keine  Hilfe, 
weder  vom  Publikum  noch  vom  Staat  noch  von  anderen 
Banken.  Sie  stehen  —  das  zeigt  dieses  Kapitel  — 
ganz  besonders  ungünstig  den  Banken  gegenüber  da, 
die  durch  ihre  Organisationsform  sich  den  wirtschaft- 
lichen Störungen  besser  anpassen  und  ihre  Stellung 
selbst  befestigen  können. 
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Kapitel  IV. 
Grundlinien  für  Reformvorschläge. 

Daß  eine  Besserung  der  Zahlungsbereitschaft 
nötig  ist,  ist  oben  versucht  worden  zu  zeigen  Eine 
Reform  kann  auf  zweifache  Weise  geschehen.  Man 
kann,  und  das  ist  der  einfachste  Weg,  die  tatsäch- 
liche Liquidität  erhöhen,  d.  h.  man  bringt  die  Spar- 
kassen zur  Haltung  eines  größeren  Prozentsatzes  von 
Bargeld  und  liquiden  Anlagen.  Man  kann  aber  auch 
einen  schwierigeren,  aber  auch  vollkommeneren  Weg 
einschlagen.  Man  geht  nicht  davon  aus,  wie  die 
Sparkassen  tatsächlich  sind,  sondern  davon,  wie  sie 
sein  sollen.  Man  beschränkt  die  Sparkassen  auf 
Annahme  von  denjenigen  Einlagen,  für  deren  Ver- 
waltung sie  am  besten  geeignet  sind,  indem  man  an- 
nimmt, daß,  da  sie  hierfür  am  besten  passen,  sie 
auch  ihren  finanziellen  Aufgaben  am  besten  nach- 
kommen können.  Man  führt  also  eine  Arbeitsteilung 
ein  zwischen  Sparkassen  und  ihren  Konkurrenten. 

Die  tatsächliche  Zahlungsbereitschaft  kann  ver- 
bessert werden  zunächst  durch  Erhöhung  des  Bar- 

^)  Allgemein  bricht  sich  in  neuerer  Zeit  dieser  Gredanke 
Bahn.  Zahlreiche  Äußerungen  in  der  Bankenquete  beweisen 
das  z.  B.  Ströll  (Verhandlungen  der  Gesamtkommission  /u 
Punkt  6  des  Fragebogens  S.  26)  v.  Gamp  Mas  saunen 
(a.  a.  O.  S.  94)  u.  Adolf  Wagner  (a.  a.  O.  S.  21.) 


-   59  - 


fonds.  Dies  ist  kostspielig  und  wird  von  den  Spar- 
kassen freiwillig  kaum  durchgeführt  werden.  Eine 
zwangsweise  Erhöhung  aber  wird  —  da  eine  Kontrolle 
über  das  Einhalten  der  Vorschrift  unmöglich  ist  — 
von  vornherein  zu  einer  Maßregel  werden,  die  dazu 
verurteilt  ist,  nur  auf  dem  Papier  zu  stehen.  Auch 
eine  indirekte  Erhöhung  des  Barfonds  durch  Halten 
eines  größeren  Guthabens  bei  der  Zentralbank  wie 
Heiligenstadt  ^)  es  vorschlägt,  hat  trotz  mancher  Vor- 
züge den  großen  Nachteil,  daß  er  praktisch  wegen 
der  großen  Verschiedenheit  der  Sparkassen  zu  schwer 
in  gerechter  Welse  durchzuführen  ist.  Durch  eine 
derartige  Vorschrift  entsteht  ferner  die  Gefahr,  daß 
die  Sparkassen,  die  eigentlich  einen  höheren  Zahlungs- 
bereitschaftsgrad  nötig  hätten,  sich  nur  an  die  vor- 
geschriebene Mindestliquidität  halten. 

Die  Liquidität  der  Sparkassen  kann  auch  erhöht 
werden,  indem  man  ihnen  vorschreibt,  einen  be- 
stimmten Prozentsatz  ihrer  Anlage  zum  Ankauf  von 
Wechseln  erster  Güte  zu  verwenden.  Dem  privat- 
wirtschaftlichen jN^achteil,  daß  diese  Anlage  nur  einen 
sehr  geringen  Gewinn  für  die  Sparkassen  abwirft, 
stehen  zwei  große  Vorteile  gegenüber.  Einmal  stellen 
Prima- Wechsel  eine  äußerst  liquide  Anlage  dar,  und 
ferner  wird  auch  dem  Grund satze  Genüge  geleistet, 
daß  die  volkswirtschaftlichen  Betriebskapitalien  auch 
wieder  als  flüssiges  Nationalkapital  angelegt  werden. 
Vom  Standpunkte  der  Gesamtheit  kann  aber  trotzdem 
einer  größeren  Ausdehnung  des  Wechselverkehrs  bei 
den  Sparkassen  nicht  das  Wort  geredet  werden. 
Wenn  die  Sparkassen  als  nennenswerte  Käufer  auf 
dem  beschränkten  Markte  für  Wechsel  erster  Güte 

')   Der   deutsche   Geldmarkt,   Schmollers   Jahrb.  1907. 
4.  Heft. 
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auftreten,  so  wird  dadurch  der  Reichsbank  weiteres 
Wechsehnaterial  entzogen.  Die  Eeichsbank  ist  aber 
zur  Durchführung  ihrer  wichtigen  Aufgabe  —  der 
Anpassung  der  Geldmenge  an  den  Geldbedarf  — 
auf  die  Beherrschung  des  Wechselmarktes  angewiesen. 
Durch  die  Großbanken  ist  ihr  schon  eine  schwere 
Konkurrenz  entstanden;  sollten  auch  jetzt  die  Spar- 
kassen noch  in  größeren  Wettbewerb  mit  ihr  treten, 
so  ist  es  fraglich,  ob  sie  dann  noch  weiter  imstande 
ist,  die  ihr  übertragene  Aufgabe  zu  erfüllen. 

Schließlich  kann  auch  durch  Erhöhung  der  übrigen 
liquiden  Mittel,  und  das  sind  bei  den  Sparkassen 
hauptsächlich  Inhaberpapiere,  eine  Reform  angestrebt 
werden.  Eine  Vermehrung  der  Anlage  in  Inhaber- 
papiere kann  auf  freiwilligem  Entschluß  der  Spar- 
kassen oder  auf  Zwang  (Gesetz)  beruhen.  Das  erstere 
wird  nur  dann  eintreten,  wenn  die  Sparkassen  ein- 
sehen, daß  eine  erhöhte  Zahlungsbereitschaft  für  sie 
nötig  ist.  Die  Kleinheit  der  einzelnen  Kassen,  deren 
bürokratische  Leitung,  die  Furcht,  daß  bei  vermehrter 
Anlage  der  Gewinn  geschmälert  wird,  all  dies  läßt  es 
fraglich  erscheinen,  ob  die  Sparkassen,  nur-  um  für 
Krisenzeiten  gerüstet  zu  sein,  dauernd  eine  Ver- 
sicherungsprämie in  Form  der  höheren  Liquidität 
zahlen  wollen.  Mag  die  Leitung  mancher  größeren 
Sparkasse  den  Vorteil  einer  solchen  Prämie  einsehen, 
für  die  Mehrzahl  erscheint  es  sehr  fraglich.  —  Ist 
denn  auf  gesetzlichem  Wege,  durch  Vorschrift  eines 
bestimmten  Mindestprozentsatzes  der  Anlage  in  In- 
haberpapieren mehr  zu  erwarten?  In  der  Session 
1905/06  wurde  dem  preußischen'  Landtage  von  den 
Ministern  der  Finanzen  und  des  Innern  ein  Gesetz- 
entwurf vorgelegt,  der  die  öffentlichen  Sparkassen 
verpflichtet,  mindestens  30  v.  H.  ihrer  Bestände  in 
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Inhaberpapiere  und  die  Hälfte  davon  in  Schuld- 
verschreibungen des  Deutschen  Reiches  oder  des 
preußischen  Staates  anzulegen.  Er  wurde  im  Ab- 
geordnetenhaiise  abgelehnt,  nachdem  er  im  Herren- 
hause keinen  nennenswerten  Schwierigkeiten  be- 
gegnet war.  Er  hat  den  Nachteil,  daß  er  keine 
Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  einzelnen 
Sparkassen  d.  h.  auf  den  verschiedenen  Grad  der 
für  die  einzelnen  Kassen  nötigen  Liquidität  nimmt; 
er  berücksichtigtferner  die  übrigen  liquiden  Anlagen  der 
Sparkasse  nicht.  Bei  Einführung  des  Gesetzes  be- 
steht die  Gefahr,  daß  die  Anlagen  in  Inhaberpapiere 
noch  mehr  wie  jetzt  die  alleinigen  liquiden  werden, 
was  aus  mehreren  Gesichtspunkten  heraus  ja  als 
IN^achteil  zu  bezeichnen  ist.  Die  IN^achteile  des  Ge- 
setzes können  teilweise  vermieden  werden,  wenn 
man  auf  die  Sparkassen  einen  Druck  auf  dem 
Verwaltungswege  ausübte.  Eine  richtige  und  auf- 
merksame Aufsicht  über  das  Gebahren  der  einzelnen 
Kassen  kann  auch  einen  allzu  einseitigen  Aufbau  der 
ganzen  Zahlungsbereitschaft  auf  Inhaberpapiere  ver- 
hindern. —  Vom  Standpunkte  der  Allgemeinheit  hat 
diese  Anlage  den  Vorteil,  daß  durch  sie  mit  bei- 
getragen wird,  daß  der  unerträglich  niedrige  Kurs- 
stand unserer  Staats-  und  Reichspapiere  eine 
Änderung  erfährt.  Es  ist  ganz  berechtigt,  daß  die 
Sparkassen,  deren  Kredit  auf  dem  Staat  und  seinen 
Einrichtungen  gegründet  ist,  als  Entgelt  gewisse 
Pflichten  zur  Sicherung  des  Staatskredits  auferlegt 
werden 


^)  Zahn,  Der  preußische  Sparkassengesetzentwurf  vom 
Standpunkte  städtischer  Finanzpolitik.  Conrads  Jahrb.  1907. 
S.  481  ff. 
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Die  Zahlungsbereitschaft  kann  schließlich  ver- 
bessert   werden,    indem    man    eine  Arbeitsteilung 
zwischen  Sparkassen  und  ihren  Konkurrenten  ein- 
führt.   Die  Sparkassen  sind  ihrer  Organisation  wie 
geschichtlichen  Entwicklung  nach  geradezu  auf  die 
oben    mit   Spareinlagen    bezeichneten    Gelder  zu- 
geschnitten. Kassenführungsgelder  dagegen  erscheinen 
aus  verschiedenen  Gesichtspunkten   eine  Unzweck- 
mäßigkeit  und  sogar  Gefahr  für  sie  zu  bedeuten. 
Bei  der  Annahme  von  Kapitaleinlagen  wäre  insofern 
eine  Änderung  angebracht,  als  diese  Gelder  von  der 
Sparkasse  zwar  nicht  selbst  verwaltet,  deren  Anlage 
aber  durch  sie  vermittelt  würde.   Diese  Vermittlungs- 
tätigkeit von  objektiver  Stelle  erscheint  besonders 
i^ötig,  je  mehr  die  Banken  am  Verkauf  von  be- 
stimmten Effekten   ein   Eigeninteresse   haben  und 
nach  dieser  Bichtung  auf  ihre  Kunden  zu  wirken 
suchen.     Bevor    aber    dementsprechende  Reform- 
vorschläge eingeführt  werden  können,  müssen  erst 
zwei   Schwierigkeiten   beseitigt  werden.     Es  muß 
zunächst  untersucht  werden,  wo  diejenigen  Gelder, 
die  den  Sparkassen  entzogen  werden,  Unterkunft 
finden;  d.  h.  ob  tatsächlich  diejenigen  Institute,  die 
Kassenführungsgelder  z.  B.  besser  verwalten  können 
als  Sparkassen,  auch  ebenso  sicher  und  noch  liquider 
sind  als  diese.     Erst  wenn   diese  Untersuchungen 
festgestellt  haben,  daß  die  Sicherheit  der  Großbanken 
z.  B.  so  groß  ist  wie  die  der  Sparkassen,  deren 
Liquidität  aber  größer,  erst  dann  wird  eine  Arbeits- 
teilung zwischen   Banken   und   Sparkassen  durch- 
zuführen sein.  —  Und  eine   zweite  Schwierigkeit 
besteht  darin,  daß  bei  der  Durchführung  wohl  eines 
jeden  Reformvorschlages  die  Sparkassen  einen  ge- 
ringeren Überschuß  der  Garantiegemeinde  abwerfen 
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werden.  Es  erscheint  nicht  ohne  Bedenken  den  fast 
jährlich  mit  neuen  Aufgaben  bedachten  Gemeinden 
usw.  eine  von  den  im  allgemeinen  nur  langsam 
wachsenden  Hilfsquellen  zu  verstopfen. 

Der  Eeformvorschlag  einer  Arbeitsteilung  zwischen 
Sparkassen  und  ihren  Konkurrenten,  der  vom  Stand- 
punkt der  Allgemeinheit  das  meiste  für  sich  hat,  ist 
nicht  sogleich  zu  verwirklichen.  Eine  Liquiditäts- 
verbesserung ist  aber  dringend  notwendig.  Deshalb 
ist  vorläufig  auch  ein  nicht  so  vollkommener  Plan 
zu  begrüßen,  und  das  ist  z.  B.  die  Ausübung  eines 
Druckes  auf  die  Sparkassen  auf  Halten  eines  ge- 
nügenden Prozentsatzes  von  Inhaberpapieren.  Sollte 
diese  Maßnahme  keinen  Erfolg  haben,  so  wäre  die 
Einführung  eines  dementsprechenden  Gesetzes  in 
Erwägung  zu  ziehen. 
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als  Sohn  des  Realgymnasialdirektors  Prof.  Masberg 
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Dank  verpflichtet.  Besonders  aber  spreche  ich  meinen 
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stets  in  entgegenkommendster  Weise  mit  Rat  und 
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Reinhard  Masberg. 


